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Zusammenfassung 
Die EU-Mindestlohnrichtlinie empfiehlt den EU-Mitgliedstaaten zur Sicherung angemessener Mindestlöhne 

eine tarifvertragliche Reichweite von 80 Prozent. Dieser Wert ist zwar nicht verpflichtend in der Umsetzung. 

Seine Unterschreitung verpflichtet die Mitgliedstaaten laut Richtlinie aber dazu, einen Nationalen Aktions-

plan vorzulegen. Dieser soll Maßnahmen zur Stärkung der tarifvertraglichen Reichweite enthalten. Juristisch 

ist strittig, ob die Verabschiedung von Maßnahmen eine Pflicht darstellt. Die Bundesregierung arbeitet an 

einem Nationalen Aktionsplan, hat aber noch keinen vorgelegt. Die Richtlinie räumt dabei sektoralen oder 

branchenübergreifenden Lohnverhandlungen ein Primat ein. Ein Zielwert von 80 Prozent ist willkürlich und 

lässt sich weder empirisch noch theoretisch überzeugend begründen. Auch für die Priorisierung sektoraler 

oder branchenübergreifender Tarifverhandlungssysteme lässt sich keine ausreichende empirische Evidenz 

finden. Die EU-Mindestlohnrichtlinie verfolgt allein verteilungspolitische Zielsetzungen. Allokationspolitische 

Zielsetzungen wie die Förderung der Beschäftigung werden in der Richtlinie nur am Rande erwähnt. Damit 

folgt die Richtlinie dem Narrativ, nur Tarifverträge würden eine faire und angemessene Lohnfestsetzung ge-

währleisten, ohne auf mögliche negative externe Effekte einer höheren Tarifbindung einzugehen. Solche Ef-

fekte können eine höhere Arbeitslosigkeit oder höhere Preise sein.  
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1 Debatte über die Tarifbindung in der EU 
Im Oktober 2022 haben das Europäische Parlament und der Rat der Europäischen Union die Richtlinie über 

angemessene Mindestlöhne in der Europäischen Union erlassen (Europäisches Parlament/Rat der Europäi-

schen Union, 2022). Diese sogenannte EU-Mindestlohnrichtlinie strebt einen angemessenen Schutz von Ar-

beitnehmern durch tarifvertragliche oder gesetzliche Mindestlöhne an. In diesem Kontext wird auch das Ziel 

verfolgt, die Tarifbindung – genauer: die Tarifgeltung – in den Mitgliedstaaten zu stärken. Eine hohe Tarifgel-

tung ist aus Sicht der EU-Mindestlohnrichtlinie notwendig, um durchzusetzen, dass möglichst viele Arbeit-

nehmer angemessene Mindestlöhne erhalten. Gut funktionierende Tarifverhandlungen seien ein „gutes Mit-

tel“, um angemessene Mindestlöhne durchzusetzen. In Mitgliedstaaten ohne gesetzlichen Mindestlohn 

hänge die Höhe des Mindestlohns ebenso wie der Anteil der dadurch geschützten Arbeitnehmer unmittelbar 

von gut funktionierenden Tarifverhandlungen „in Verbindung mit einer hohen Abdeckung durch branchen-

spezifische oder branchenübergreifende Tarifverträge“ ab. In Mitgliedstaaten mit gesetzlichem Mindestlohn 

würden Tarifverhandlungen die allgemeine Lohnentwicklung unterstützen und damit auch „zur Verbesse-

rung der Angemessenheit der Mindestlöhne“ beitragen (Europäisches Parlament/Rat der Europäischen 

Union, 2022, Ziffer 22). An dieser Stelle der Richtlinienbegründung wird zwar nicht explizit auf die Reichweite 

von Tarifverträgen verwiesen. Es wird aber allgemein betont, es sei vor „dem Hintergrund einer rückläufigen 

tarifvertraglichen Abdeckung […] von grundlegender Bedeutung, dass die Mitgliedstaaten Tarifverhandlun-

gen fördern […], um den Mindestlohnschutz der Arbeitnehmer zu verbessern“ (Europäisches Parlament/Rat 

der Europäischen Union, 2022, Ziffer 24). 

 

Die Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen und insbesondere die Angemessenheit der Mindest-

löhne für Arbeitnehmer stellt das „Hauptziel“ der EU-Mindestlohnrichtlinie dar. Die „Förderung von Tarifver-

handlungen zur Lohnfestsetzung“ stellt eine Art Nebenziel dar, um dieses Hauptziel zu erreichen (EuGH, 

2025, Ziffer 136). Die Förderung von Tarifverhandlungen ist demnach kein isoliertes Ziel, sondern ein Mittel 

zum Zweck, um die Lebens- und Arbeitsbedingungen zu verbessern. Verankert sind die beiden Zielsetzungen 

in Artikel 1 der Richtlinie. Artikel 4 der Richtlinie führt die „Förderung von Tarifverhandlungen zur Lohnfest-

setzung“ weiter aus. Gemäß Artikel 4 Absatz 2 „legt jeder Mitgliedstaat, in dem die tarifvertragliche Abde-

ckung unterhalb einer Schwelle von 80 % liegt, einen Rahmen fest, der die Voraussetzungen für Tarifverhand-

lungen schafft […]. Dieser Mitgliedstaat erstellt außerdem einen Aktionsplan zur Förderung von Tarifverhand-

lungen.“ Der Aktionsplan soll mindestens alle fünf Jahre überprüft und erforderlichenfalls überarbeitet wer-

den. Er ist nach Anhörung der oder im Einvernehmen mit den Sozialpartnern (Tarifvertragsparteien) festzu-

legen. Die Europäische Kommission ist zu unterrichten und der Aktionsplan zu veröffentlichen. Der Referenz-

wert von 80 Prozent wird zum einen damit begründet, dass in Ländern mit einer hohen Tarifbindung ein 

tendenziell niedrigerer Anteil an Geringverdienern zu beobachten sei. In Mitgliedstaaten mit einem niedrigen 

Anteil an Geringverdienern liege die tarifvertragliche Abdeckung bei über 80 Prozent. Außerdem gehe eine 

hohe Tarifbindung von mehr als 80 Prozent in der Regel mit einem hohen Mindestlohnniveau einher (Euro-

päisches Parlament/Rat der Europäischen Union, 2022, Ziffer 25).  

 

Eine Klage Dänemarks vor dem Europäischen Gerichtshof (EuGH), die von Schweden unterstützt wurde, hat 

der Europäische Gerichtshof in Bezug auf die Bestimmungen zur Ausweitung der Tarifgeltung abgewiesen 

(EuGH, 2025, Ziffer 147). Unter anderem sahen die Kläger einen Verstoß gegen Art. 153 Absatz 5 des Vertrags 

über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV). Artikel 153 AEUV legt in Absatz 1 Buchstabe b fest, 

dass die Union die Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der „Arbeitsbedingungen“ unterstützt, um die Ziele des 

Artikel 151 AEUV zu verwirklichen. In Artikel 151 AEUV heißt es: „Die [Europäische] Union und die 
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Mitgliedstaaten verfolgen […] folgende Ziele: die Förderung der Beschäftigung, die Verbesserung der Lebens- 

und Arbeitsbedingungen, […], einen angemessenen sozialen Schutz, den sozialen Dialog, die Entwicklung des 

Arbeitskräftepotenzials […] und die Bekämpfung von Ausgrenzungen“ (Europäische Union, 2012). Nach Arti-

kel 153 Absatz 5 ist damit allerdings keine Regelungskompetenz der Union für das „Arbeitsentgelt“, das „Ko-

alitionsrecht“, das „Streikrecht“, sowie das „Aussperrungsrecht“ verbunden (ebd.). In diesen Regelungsbe-

reichen wird eine Richtlinienkompetenz demnach ausdrücklich ausgeschlossen. Dänemark beanstandete un-

ter anderem, dass mit Artikel 4 Absatz 2 der EU-Mindestlohnrichtlinie unmittelbar in den Kernbereich des 

dänischen Modells und damit in das „dänische Koalitionsrecht“ eingegriffen werde. Es sei ausschließlich Sa-

che der Sozialpartner, das Lohnniveau in völliger Autonomie auszuhandeln und festzulegen (EuGH, 2025, 

Ziffer 37).  

 

In seiner Abweisung der Klage unterscheidet der EuGH in seiner Urteilsbegründung zwischen der Förderung 

von Tarifverhandlungen und dem Koalitionsrecht. Ausgangspunkt sei das Ziel der Union, „die Rolle der Sozi-

alpartner zu fördern und den Dialog zwischen ihnen unter Achtung ihrer Autonomie zu unterstützen“ (EuGH, 

2025, Ziffer 107). Der Ausschluss einer Richtlinienkompetenz beim Koalitionsrecht beziehe sich (wie beim 

Arbeitsentgelt) in erster Linie darauf, „dass die Autonomie der Sozialpartner auf nationaler Ebene gewahrt 

bleibe.“ Entsprechend sei der Begriff „Koalitionsrecht“ dahin auszulegen, „dass er auf die Freiheit der Arbeit-

nehmer und der Arbeitgeber verweist, sich in Organisationen […] zusammenzuschließen, diese aufzulösen 

oder ihnen beizutreten, ohne jedoch Maßnahmen zu erfassen, die das Recht auf Tarifverhandlungen zwi-

schen Arbeitgebern und Arbeitnehmern regeln“ (EuGH, 2025, Ziffer 115). Da Artikel 4 Absatz 2 der EU-Min-

destlohnrichtlinie allein auf die Förderung von Kollektivverhandlungen abziele, werde das eigentliche Koali-

tionsrecht nicht beeinträchtigt.  

 

Der EuGH stellt des Weiteren fest, dass die Mitgliedstaaten nach Artikel 4 Absatz 2 EU-Mindestlohnrichtlinie 

nicht die dort genannte Schwelle einer tarifvertraglichen Abdeckung von 80 Prozent zu erreichen hätten, 

sondern lediglich einen Rahmen umsetzen müssten, der Voraussetzungen für Tarifverhandlungen schafft.1 

Darüber hinaus müssten sie einen Aktionsplan zur Förderung von Tarifverhandlungen erstellen. Die EU-Min-

destlohnrichtlinie erlege den Mitgliedstaaten demnach keine „Erfolgspflichten, sondern allenfalls Handlungs-

pflichten“ auf (EuGH, 2025, Ziffer 79). Unterschreite ein Mitgliedstaat die 80-Prozent-Schwelle, stelle dies 

„für sich genommen keinen Verstoß gegen eine diesem Mitgliedstaat obliegende Verpflichtung dar“ (EuGH, 

2025, Ziffer 80). Die Richtlinie schreibe weder eine Pflicht vor, „einen höheren Organisationsgrad von Arbeit-

nehmern durchzusetzen“ noch eine Pflicht, „die Mitgliedstaaten zur Allgemeinverbindlichkeit von Tarifver-

trägen“ zu verpflichten (EuGH, 2025, Ziffer 84). Dabei kommt laut EU-Mindestlohnrichtlinie branchenspezifi-

schen oder branchenübergreifenden Tarifverträgen eine zentrale Funktion bei der Mindestsicherung zu: „Ta-

rifverhandlungen auf sektoraler und branchenübergreifender Ebene sind […] ein wesentlicher Faktor zur Er-

reichung eines angemessenen Mindestlohnschutzes und müssen daher gefördert und gestärkt werden“ (Eu-

ropäisches Parlament/Rat der Europäischen Union, 2022, Ziffer 16). Dieser Passus findet sich auch im Urteil 

EuGH wieder (EuGH, 2025, Ziffer 16). 

 

  

_________ 
1 Das BMAS (2024) sieht die EU-Mindestlohnrichtlinie durch das Mindestlohngesetz und das Tarifvertragsgesetz umgesetzt. Inwieweit 

darüber hinaus ein Nationaler Aktionsplan vorgelegt werden muss, der Maßnahmen zur Stärkung der tarifvertraglichen Reichweite 

vorlegt, ist derzeit strittig. 
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Die EU-Mindestlohnrichtlinie und das Urteil des EuGH enthalten demnach einige bemerkenswerte Priorisie-

rungen, die einer tieferen ökonomischen Analyse bedürfen: 

 

◼ Der positiven Koalitionsfreiheit wird ein klarer Vorrang gegenüber der negativen Koalitionsfreiheit einge-

räumt.  

◼ Branchenspezifische oder branchenübergreifende Tarifverhandlungen und Tarifverträge werden gegen-

über unternehmensbezogenen Tarifverträgen priorisiert. 

◼ Das Regelungsziel einer Verbesserung des Mindestschutzes von Arbeitnehmern wird verfolgt, ohne die 

ökonomischen Folgen einer höheren Tarifbindung in Hinblick auf die Wettbewerbsfähigkeit von KMU 

oder der Europäischen Union insgesamt zu diskutieren. 

Interessant sind die Ausführungen in der Richtlinienbegründung (die auch vom EuGH übernommen wurden), 

wonach „traditionelle Tarifverhandlungsstrukturen“ in den letzten Jahrzehnten „untergraben“ wurden. Dies 

sei auf „strukturelle Verschiebungen in der Wirtschaft hin zu weniger gewerkschaftlich organisierten Sekto-

ren und auf den Rückgang der Gewerkschaftsmitgliedschaft“ zurückzuführen. Letzteres sei Folge „gewerk-

schaftsfeindlicher Praktiken“ und der „Zunahme prekärer und atypischer Beschäftigungsformen“ (Europäi-

sches Parlament/Rat der Europäischen Union, 2022, Ziffer 16). Nicht erwähnt wird, welche Motive auf der 

Unternehmensseite bestehen, die ausschlaggebend für die Entscheidung sein könnten, sich keiner Tarifbin-

dung zu unterziehen. Dies ist umso bemerkenswerter als die tatsächliche Reichweite von Tarifverträgen deut-

lich über den gewerkschaftlichen Organisationsgrad oder die originäre Tarifbindung (Tarifbindung kraft Mit-

gliedschaft von Unternehmen in tarifgebundenen Arbeitgeberverbänden und von Arbeitnehmern in Gewerk-

schaften) hinausgeht (siehe Kapitel 2 und 3). Es sind vor allem die tarifgebundenen Unternehmen, die für 

eine höhere Tarifbindung oder Tarifgeltung sorgen. Auch bei dem Passus der EU-Mindestlohnrichtlinie, „sekt-

orale und branchenübergreifende Tarifverhandlungen“ seien nach der Finanzkrise 2008 in einigen Mitglied-

staaten „stark unter Druck geraten“, finden sich keinerlei Hinweise darauf, ob die „traditionellen Tarifver-

handlungsstrukturen“ hinreichend flexibel und anpassungsfähig waren. Möglicherweise sind sie gerade des-

halb unter Druck geraten, weil es an Anpassungsfähigkeit und problemadäquaten Lösungen mangelte. 

 

Diesen Fragestellungen wird in der vorliegenden Analyse nachgegangen. Dabei geht es nicht nur um eine 

Bewertung der mit der EU-Mindestlohnrichtlinie verfolgten Zielsetzungen; es geht auch darum, ob die vor-

geschlagenen Instrumente – insbesondere eine tarifvertragliche Reichweite von 80 Prozent und die Priorisie-

rung von Branchentarifverhandlungen – angemessen sind, um diese Zielsetzungen zu erreichen. Dazu enthält 

Kapitel 2 eine Bestandsaufnahme zur Tarifbindung in Deutschland, während Kapitel 3 auf Europa blickt. In 

Kapitel 4 wird diskutiert, inwieweit eine hohe Tarifgeltung dazu geeignet ist, für mehr „Fairness“ in der Ent-

lohnung zu sorgen. Darüber hinaus wird geprüft, ob sektorale oder branchenübergreifende Tarifverhandlun-

gen gegenüber dezentralen vorzuziehen sind, wie es die EU-Mindestlohnrichtlinie fordert. Da sich mit den 

von der EU eingeforderten Nationalen Aktionsplänen auch die Rolle des Staates im Lohnfindungsprozess ver-

ändert, wird auch diskutiert, wie eine aktivere staatliche Einflussnahme auf den Lohnfindungsprozess oder 

gar eine staatliche Lenkung von Tarifautonomie und Lohnfindung zu bewerten ist. Kapitel 5 zieht einige 

Schlussfolgerungen. 
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2 Tarifbindung und Tarifgeltung in Deutschland 

2.1 Tarifbindung versus Tarifgeltung 

Die Diskussion um die Tarifbindung in der EU ist von der normativen Grundannahme geprägt, dass eine hohe 

Tarifbindung faire Arbeitsbedingungen garantiert und Indikator einer funktionierenden Tarifautonomie ist. 

Die Tarifbindung wird dabei oft mit der Tarifgeltung gleichgesetzt. Dabei ist allerdings eine begriffliche Klä-

rung notwendig (Lesch/Schröder, 2023). Häufig wird die Tarifbindung lediglich als die Anwendung eines Ta-

rifvertrags definiert, womit jedoch lediglich die Tarifgeltung gemeint ist, nicht aber die Tarifbindung im juris-

tischen Sinne des Tarifvertragsgesetzes (TVG). Nach dem TVG sind nur die Mitglieder der Tarifvertragspar-

teien – Gewerkschaften auf der einen und Arbeitgeber auf der anderen Seite – tarifgebunden. Zudem bleibt 

eine Tarifgebundenheit bestehen, bis der Tarifvertrag endet. Unter Tarifgeltung wird hingegen die tatsächli-

che tarifvertragliche Abdeckung oder Reichweite des Tarifvertrags verstanden. Sie kann weit über die Ta-

rifbindung im Sinne des TVG hinausgehen. 

 

Insgesamt lassen sich vier Wege unterscheiden, wie Tarifgeltung zustande kommt (Lesch/Schröder, 2023, 5):  

 

◼ Erstens entsteht Tarifgeltung, wenn sowohl Arbeitnehmer in einer Gewerkschaft organisiert als auch Ar-

beitgeber tarifgebunden sind. In diesem Fall gelten die Rechtsnormen des Tarifvertrags unmittelbar und 

zwingend für das Arbeitsverhältnis. Man spricht von originärer Tarifbindung. 

◼ Zweitens kann Tarifgeltung auch durch die einseitige Bindung entstehen. So gelten Rechtsnormen des 

Tarifvertrags über betriebliche und betriebsverfassungsrechtliche Fragen nach dem TVG für alle Beschäf-

tigten, deren Arbeitgeber tarifgebunden sind. Hier gelten die Rechtsnormen auch für Arbeitnehmer, die 

nicht Mitglied einer Gewerkschaft sind. 

◼ Drittens kann eine Tarifgeltung auch durch eine gesetzliche Anordnung entstehen. Das ist etwa der Fall, 

wenn eine Allgemeinverbindlicherklärung erfolgt. Hierbei wird ein Tarifvertrag für alle Betriebe einer 

Branche, auch für solche ohne Mitgliedschaft in einer Tarifträgerorganisation, für verbindlich erklärt.  

◼ Viertens kann Tarifgeltung durch vertragliche Bezugnahmeklauseln entstehen, indem Arbeitsverträge auf 

einen Tarifvertrag verweisen, ohne dass eine formale Tarifbindung besteht. Hiervon profitieren auch 

nicht gewerkschaftlich organisierte Arbeitnehmer. 

Zusammenfassend beschreibt die Tarifgeltung die faktische Reichweite tariflicher Regelungen, während die 

originäre Tarifbindung die Organisationsstärke der Tarifparteien widerspiegelt. In der EU-Mindestlohnricht-

linie wird auf die Tarifgeltung abgestellt („tarifvertragliche Abdeckung“). Tarifverträge können aber auch 

über ihre faktische Reichweite hinaus Wirkung erzeugen. Das ist der Fall, wenn sich Arbeitgeber an Tarifver-

trägen orientieren und dabei einzelne Regelungen des Tarifvertrags anwenden. Die „Orientierung“ am Tarif-

vertrag wird in Deutschland statistisch erhoben und gesondert ausgewiesen. 

 

Zur Berechnung von Tarifbindung und Tarifgeltung stehen verschiedene Datenquellen zur Verfügung: das 

IAB-Betriebspanel, die Verdiensterhebung und das Sozio-ökonomische Panel (SOEP). Alle drei Datenquellen 

erfassen die Tarifbindung aber nur unzureichend (Lesch/Schröder, 2023). 

 

Im Rahmen des SOEP werden Beschäftigte seit 2015 regelmäßig danach befragt, ob ihrem Arbeitsverdienst 

eine tarifliche Bindung zugrunde liegt. Eine Unterscheidung nach der Art der Tarifbindung – Branchentarif- 
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oder Firmentarifbindung – ist dabei nicht möglich. Zudem werden die Beschäftigten etwa alle vier Jahre nach 

ihrem Gewerkschaftsstatus befragt. Durch die Kombination der Fragestellungen zum Tarifbindungs- und Ge-

werkschaftsstatus wird es möglich, zumindest grob empirisch zwischen Tarifbindung und Tarifgeltung zu un-

terscheiden (Bach, 2022; 2026; Lesch/Schröder, 2023, 18). Die neuesten verfügbaren Daten beziehen sich 

auf das Jahr 2023. Aus Abbildung 2-1 geht hervor, dass knapp 50 Prozent der Befragten angaben, auf Grund-

lage eines Tarifvertrags entlohnt zu werden. Die so ermittelte Tarifgeltung setzt sich aus einer originären 

Tarifbindung, also einer beiderseitig begründeten Tarifbindung von Arbeitgeber und Arbeitnehmer sowie ei-

ner einseitigen tarifvertraglichen Bindung durch den Arbeitgeber zusammen. Originär tarifgebunden waren 

11,4 Prozent der Arbeitnehmer, während weitere 38,2 Prozent nach Tarif bezahlt waren, ohne Gewerk-

schaftsmitglied zu sein. Diese Größe beschreibt in etwa, wie groß der Anteil über die kraft Bezugnahme des 

Tarifvertrags im Arbeitsvertrag entstandenen Tarifgeltung ist (Lesch/Schröder, 2023, 7). Anders ausgedrückt 

entsteht diese Tarifgeltung, weil tarifgebundene Arbeitgeber den Tarifvertrag meist bei allen Beschäftigten 

anwenden, unabhängig davon, wer Gewerkschaftsmitglied ist und wer nicht. Fast 11 Prozent der Befragten 

gaben an, dass sie nicht wissen, ob ihrem Arbeitsverdienst eine tarifliche Bindung zugrunde lag. Knapp 37 

Prozent waren weder Gewerkschaftsmitglied noch wurden sie nach einem Tarifvertrag entlohnt. Knapp 3 

Prozent waren Gewerkschaftsmitglied, ohne einer tarifvertraglichen Bindung zu unterliegen. 

Abbildung 2-1: Tarifbindung der Beschäftigten und Gewerkschaftsmitgliedschaft im Jahr 2023 

Anteile in Prozent 

 

Quelle: Bach (2026) 

 

Da die Entlohnung nach Tarifvertrag im SOEP erst seit 2015 abgefragt wird und viele Arbeitnehmer ihren 

Tarifbindungsstatus nicht kennen, ist ein ergänzender Blick auf Befragungen von Arbeitgebern geboten. Im 

IAB-Betriebspanel werden seit 1995/96 regelmäßig Arbeitgeber danach gefragt, ob in ihrem Betrieb ein Bran-

chentarifvertrag, ein Haus- oder Firmentarifvertrag oder kein Tarifvertrag gilt. Dabei wird die „Tarifbindung“ 

der Betriebe direkt abgefragt. Die ebenfalls ausgewiesene „Tarifbindung“ (hier müsste eigentlich von Tarif-

geltung gesprochen werden) der Beschäftigten wird indirekt ermittelt, indem sie aus dem Tarifbindungssta-

tus der Betriebe abgeleitet wird. Die „Tarifbindung“ der Beschäftigten gibt an, wie viel Prozent der Beschäf-

tigten in einem Betrieb gearbeitet haben, der entweder über einen Branchen- oder einen Firmentarifvertrag 

11,4

38,2

2,9

36,8

10,7
Tarifliche Bindung + Gewerkschaftsmitgliedschaft

Tarifliche Bindung + keine Gewerkschaftsmitgliedschaft

Keine tarifliche Bindung + Gewerkschaftsmitgliedschaft

Keine tarifliche Bindung + keine Gewerkschaftsmitgliedschaft

Tarifbindung unbekannt
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tarifgebunden ist (Lesch/Schröder, 2023, 11). Darüber hinaus wird seit 1999 bei Betrieben ohne Tarifvertrag 

danach gefragt, ob sich der Betrieb hinsichtlich der Löhne und Gehälter an einem Branchentarifvertrag ori-

entiert (Lesch/Schröder, 2023, 8 f.). Die Frage nach der Orientierung ist insofern hilfreich, als sie darauf hin-

weist, dass die Wirkung eines Tarifvertrags über seinen faktischen Geltungsbereich hinausgehen kann.  

 

Abbildung 2-2 gibt einen Überblick über die unterschiedlichen Arten der Tarifgeltung. Nach Angaben des IAB-

Betriebspanels liegt der Anteil der „tarifgebundenen“ Arbeitnehmer 2024 bei 48,5 Prozent und damit etwas 

unter dem Wert, der auf Basis der Arbeitnehmerangaben im SOEP ermittelt wurde. Der Löwenanteil entfällt 

mit über 40 Prozent auf Branchen- oder Flächentarifverträge. Weitere 8 Prozent der Beschäftigten arbeiten 

in Betrieben mit Firmen- oder Haustarifvertrag. Der Anteil der Beschäftigten in Betrieben ohne Tarifvertrag 

liegt demnach bei 51,5 Prozent. In dieser Gruppe arbeitet jedoch mehr als die Hälfte der Beschäftigten in 

einem Betrieb, der sich an einem Tarifvertrag orientiert. Dadurch strahlen Tarifverträge auf weitere 27 Pro-

zent der Beschäftigten aus. In Betrieben, die weder einen Tarifvertrag anwenden noch sich an einem solchen 

orientieren, arbeiten lediglich knapp 25 Prozent. Damit liegt die „tarifvertragliche Abdeckung“ im Sinne der 

EU-Mindestlohnrichtlinie deutlich unter dem Zielwert von 80 Prozent. Rechnet man die Orientierung hinzu, 

wird dieser Wert allerdings fast erreicht. 

Abbildung 2-2: Tarifgeltung und Tariforientierung der Beschäftigten im Jahr 2024 

Anteile in Prozent 

 

Quellen: IAB; eigene Berechnungen 

 

Neben dem Tarifgeltungsgrad auf Seiten der Beschäftigten kann anhand der IAB-Daten auch der Tarifgel-

tungsgrad bei den Betrieben ermittelt werden. Sofern Betriebe nicht durch eine Allgemeinverbindlichkeit zur 

Anwendung von Tarifverträgen gezwungen sind, handelt es sich dabei um eine „echte“ Tarifbindung. Da im 

IAB-Betriebspanel aber nicht danach gefragt wird, ob die „Tarifbindung“ durch eine Allgemeinverbindlichkeit 

begründet wurde, wird auch im Folgenden von Tarifgeltung und nicht von „Tarifbindung“ gesprochen. Die 

Tarifgeltung lag bei den Betrieben bezogen auf Branchen- oder Flächentarifverträge Mitte der 1990er Jahre 

noch bei 44 Prozent. Firmen- oder Haustarifverträge galten für insgesamt 11 Prozent (Abbildung 2-4). Damit 

war Mitte der 1990er Jahre noch jeder zweite Betrieb tarifgebunden. Im Jahr 2024 lag die Tarifgeltung bei 

40,5

8,0

27,0

24,5
Branchentarifvertrag

Firmen-/Haustarifvertrag

Orientierung an Tarifvertrag

Weder Tarifvertrag noch Orientierung
an Tarifvertrag
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den Betrieben bezogen auf Branchen- oder Flächentarifvertrag nur noch bei 21 Prozent. Der Anteil der Fir-

men- und Haustarifverträge ging auf Seiten der Betriebe auf 2 Prozent zurück. Damit hat sich der Anteil der 

Betriebe, für die ein Tarifvertrag gilt, mehr als halbiert. 

 

Dass sich der Tarifgeltungsgrad von Beschäftigten und Betrieben unterscheidet, ist auf die häufigere Tarifbin-

dung größerer Betriebe zurückzuführen (Tabelle 2-1). Große tarifgebundene Unternehmen mit vielen Be-

schäftigten führen so zu einer im Vergleich höheren Tarifgeltung auf Seiten der Arbeitnehmer. Während nur 

14,6 Prozent der Betriebe mit maximal vier Beschäftigten eine Tarifbindung mit einem Branchen- oder Flä-

chentarifvertrag aufweisen, sind es bei den Betrieben mit mehr als 200 Beschäftigten 59,2 Prozent. Auch bei 

den Haustarifverträgen lässt sich dieser Zusammenhang erkennen. Während 14,7 Prozent der Betriebe mit 

mehr als 200 Beschäftigten einen Haustarifvertrag anwenden, sind es bei den Betrieben mit 50 oder weniger 

Beschäftigten weniger als 4 Prozent. Außerdem orientieren sich größere Betriebe, die nicht tarifgebunden 

sind, deutlich häufiger an Tarifverträgen als kleinere Betriebe ohne Tarifbindung. Etwa 68 Prozent der Groß-

betriebe ohne Tarifbindung geben an, sich an einem Tarifvertrag zu orientieren. Bei den nicht tarifgebunde-

nen Betrieben mit weniger als fünf Beschäftigten trifft das nur auf etwa ein Drittel der Betriebe zu (Tabelle 

2-1). 

Tabelle 2-1: Tarifgeltung nach Betriebsgröße im Jahr 2024 

Angaben der Betriebe, Anteile in Prozent 

Betriebsgröße 
Branchen-/ 
Flächentarifvertrag 

Firmen-/ 
Haustarifvertrag 

Keine 
Tarifbindung 

...davon Orien-
tierung an Tarif-
vertrag 

1-4 Beschäftigte 14,6 1,3 84,1 33,8 

5-9 Beschäftigte 19,3 1,7 79,1 45,2 

10-20 Beschäftigte 27,0 2,4 70,5 47,0 

21-50 Beschäftigte 33,1 3,9 63,0 54,0 

51-100 Beschäftigte 35,9 6,8 57,3 54,5 

101-200 Beschäftigte 40,2 8,2 51,6 53,0 

201 und mehr Beschäftigte 59,2 14,7 26,2 68,4 

Quelle: IAB-Betriebspanel, hochgerechnete Werte 

 

2.2 Entwicklung der Tarifgeltung 

Auf Basis des IAB-Betriebspanels liegen Tarifbindungsdaten für Westdeutschland seit 1995 und für Ost-

deutschland seit 1996 vor. Abbildung 2-3 zeigt: Die Tarifgeltung der Beschäftigten beträgt in Deutschland 

bereits seit Mitte der 1990er Jahre weniger als 80 Prozent. Von 1996 bis 2024 ist der Anteil der Beschäftigten 

in Betrieben mit Branchen- und Flächentarifvertrag von über 60 auf etwa 40 Prozent gesunken (Abbildung 2-

3). Der Anteil der Beschäftigten in Betrieben mit einem Firmen- oder Haustarifvertrag blieb im gleichen Zeit-

raum mit knapp 10 Prozent hingegen konstant. Insgesamt zeigt sich demnach unter den Beschäftigten eine 

rückläufige Tarifgeltung, der spiegelbildlich ein steigender Anteil von Beschäftigten ohne Tarifgeltung gegen-

übersteht. Der Anteil der Beschäftigten ohne Tarifgeltung ist von 1996 bis 2024 von etwa 20 auf über 50 

Prozent gestiegen. Allerdings orientieren sich von den Betrieben ohne Tarifbindung viele freiwillig an 
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Tarifverträgen. Seit 1999 nahm der Anteil der tariforientierten Betriebe sogar um ein knappes Drittel von 22 

auf 32 Prozent zu. Der Anteil der Beschäftigten in Betrieben, die sich am Tarifvertrag orientieren, ist seit 1999 

von 15 auf 27 Prozent gestiegen. 

Abbildung 2-3: Zeitreihe der Tarifgeltung bei Beschäftigten in Deutschland 

Angaben der Betriebe, Anteile in Prozent 

 

Erfassung der Tariforientierung ab 1999. 

Quelle: IAB-Betriebspanel, hochgerechnete Werte 

 

Abbildung 2-4: Zeitreihe der Tarifgeltung bei den Betrieben in Deutschland 

Angaben der Betriebe, Anteile in Prozent 

 

Erfassung der Tariforientierung ab 1999. 

Quelle: IAB-Betriebspanel, hochgerechnete Werte 
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Es sei an dieser Stelle nochmals erwähnt, dass die Daten zur Tarifbindung aus dem IAB-Betriebspanel eine 

zentrale Einschränkung aufweisen: Aus den Arbeitgeberangaben lässt sich nicht ermitteln, ob eine originäre 

Tarifbindung vorliegt, also ob neben der Tarifbindung des Arbeitgebers auch die Beschäftigten Mitglied einer 

tarifschließenden Gewerkschaft sind.  

2.3 Mitgliederentwicklung der Gewerkschaften 

Parallel zum Rückgang der Tarifgeltung ist auch die Anzahl der Gewerkschaftsmitglieder seit 1996 stetig zu-

rückgegangen (Abbildung 2-5, linke Achse). Im Jahr 1996 hatten die im Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) 

zusammengeschlossenen Einzelgewerkschaften knapp 9 Millionen Mitglieder. Hinzu kamen 1,1 Millionen 

Mitglieder der im Deutschen Beamtenbund (dbb beamtenbund und tarifunion) zusammengeschlossenen 

Fachgewerkschaften und etwa 300.000 Mitglieder in Organisationen des Christlichen Gewerkschaftsbunds 

(CGB). Zusammen waren das fast 11 Millionen Mitglieder. Im Jahr 2024 waren im DGB nur noch 5,6 Millionen 

Menschen organisiert. Der Beamtenbund konnte seine Mitgliederzahl auf fast 1,4 Millionen ausbauen. Offi-

zielle Angaben zum CGB liegen nicht mehr vor. Hier dürfte die Mitgliederzahl bei etwas unter 270.000 liegen. 

Abbildung 2-5: Anzahl der Mitglieder und Brutto-Organisationsgrad der Gewerkschaften in Deutschland 

Mitgliederzahl in 1.000 (linke Achse) und Brutto-Organisationsgrad in Prozent (rechte Achse) 

 

Mitglieder: DGB, DBB und CGB (ab 1997 Schätzungen); Brutto-Organisationsgrad: Gewerkschaftsmitglieder in Prozent der 

Arbeitnehmer. 

Quellen: Lesch et al. (2021, 38); DGB; DBB; eigene Berechnungen 

 

Der Rückgang fällt noch spürbarer aus, wenn man den Brutto-Organisationsgrad der Gewerkschaften berech-

net (Abbildung 2-5, rechte Achse). Der Brutto-Organisationsgrad gibt den prozentualen Anteil aller Gewerk-

schaftsmitglieder an allen Arbeitnehmern an. Da in der Mitgliederzahl auch Arbeitslose und Rentner enthal-

ten sind, überschätzt der Brutto-Organisationsgrad die tatsächliche Verankerung der Gewerkschaften unter 

den Arbeitnehmern, die durch den Netto-Organisationsgrad berechnet wird (aktive Gewerkschaftsmitglieder 

in Prozent der Arbeitnehmer). Da die Anzahl der inaktiven Gewerkschaftsmitglieder von den Gewerkschaften 

nicht veröffentlicht wird, wird hier die Entwicklung des Brutto-Organisationsgrads betrachtet. Im Jahr 1996 

lag der Brutto-Organisationsgrad bei 31,8 Prozent. Bis zum Jahr 2000 ging er auf 27,1 Prozent und bis zum 
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Jahr 2010 auf 21,2 Prozent zurück. Das entspricht einem Rückgang um mehr als 10 Prozentpunkte in nur 15 

Jahren. Der Rückgang setzte sich ab 2010 in abgeschwächter Form fort. 2024 lag der Brutto-Organisations-

grad bei 17,1 Prozent. Eine Berechnung des Netto-Organisationsgrads auf Grundlage des European Social 

Survey zeigt, dass 2016 noch 20,2 Prozent aller abhängig Beschäftigten Mitglied einer Gewerkschaft waren. 

Bis 2023 sank der Netto-Organisationsgrad auf 16,6 Prozent (Eckle, 2025, 47). Nach Angaben der OECD/AIAS 

(2025a) waren zuletzt sogar nur etwa 14,1 Prozent der Beschäftigten in Deutschland Mitglied einer Gewerk-

schaft. 

 

Auch in der Metall- und Elektro-Industrie – der zentralen Branche des Verarbeitenden Gewerbes in Deutsch-

land – kam es in den letzten Jahrzehnten zu einem Rückgang der Tarifgeltung. Eine Gegenüberstellung der 

Tarifgeltung der Beschäftigten mit dem Brutto-Organisationsgrad der IG Metall zeigt, dass beide Indikatoren 

parallel zueinander sinken (Abbildung 2-6). Demnach konnte auch die IG Metall ihre traditionell hohe ge-

werkschaftliche Verankerung unter den Beschäftigten der Metall- und Elektro-Industrie nicht mehr halten. 

Am aktuellen Rand ist der Brutto-Organisationsgrad sogar etwas stärker als die Tarifgeltung zurückgegangen. 

Eine Tarifgeltung bei den Beschäftigten von über 80 Prozent hatte es in der M+E-Industrie zuletzt in den 

1960er Jahren gegeben. Bis in die 1980er Jahre hinein lag die Tarifgeltung zumindest in der Nähe von 80 

Prozent. Danach setzte ein kontinuierlicher Rückgang ein (Höpfner et al., 2021, 41). Die Tarifbindung der 

M+E-Betriebe lag zu Beginn der 1980er Jahre noch bei rund 45 Prozent. Auch sie ging ab der zweiten Hälfte 

der 1980er Jahre stetig zurück. Im Jahr 2024 waren 7.335 der 25.384 Betriebe der Branche in einem Metall-

arbeitgeberverband organisiert, davon 3.131 in einem Tarifträgerverband. Demnach waren noch knapp 13 

Prozent aller Betriebe tarifgebunden (Gesamtmetall, 2025, 4). 

 

Abbildung 2-6: Tarifgeltung und Brutto-Organisationsgrad in der Metall- und Elektro-Industrie in 
Deutschland 

In Prozent 

 

Brutto-Organisationsgrad: Anteil aller IG Metall-Mitglieder an den Beschäftigten in der Metall- und Elektro-Industrie (Schätzung). 

Quellen: Gesamtmetall; DGB; eigene Berechnungen 
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3 Tarifsysteme im europäischen Vergleich 
Die EU-Mindestlohnrichtlinie räumt ein, dass die tarifvertragliche Abdeckung in den Mitgliedstaaten sehr un-

terschiedlich ist. Das sei auf nationale Traditionen und Gepflogenheiten ebenso zurückzuführen wie auf den 

historischen Kontext. Diese Faktoren sollten auch bei den vorgesehenen Nationalen Aktionsplänen berück-

sichtigt werden (Europäisches Parlament/Rat der Europäischen Union, 2022, Ziff. 25). Im Folgenden wird da-

her ein Blick auf die Tarifsysteme der europäischen Länder geworfen. Dazu werden Tarifgeltungsraten, ge-

werkschaftliche Organisationsgrade und exemplarisch einige institutionelle Parameter miteinander vergli-

chen, die einen Einfluss auf die Tarifgeltung haben. 

 

Zunächst gibt Abbildung 3-1 einen Überblick über den Anteil der Beschäftigten, für die ein Tarifvertrag gilt. 

Die in der Abbildung dargestellten Schätzungen der OECD beziehen sich auf das Jahr 2024 oder auf das Jahr 

mit dem aktuellen Wert. Die Spanne ist sehr groß. Nach den OECD-Schätzungen lag die Tarifgeltung der Be-

schäftigten in Belgien und Italien bei 100 Prozent, während Polen zuletzt auf lediglich 12 Prozent kam. Insge-

samt erreichten zehn Länder (Dänemark, Slowenien, Portugal, Schweden, Finnland, Spanien, Frankreich, Ös-

terreich, Italien und Belgien) einen Tarifgeltungsgrad von mindestens 80 Prozent der Beschäftigten.  

 

Bei den Angaben ist zu berücksichtigen, dass oftmals unklar bleibt, wie eine Tarifgeltung zustande kommt. 

Vor allem bei Ländern mit einem hohen Anteil an allgemeinverbindlichen Tarifverträgen bleibt die originäre 

Tarifbindung im Dunkeln. Laut OECD werden allgemeinverbindliche Tarifverträge bei der Tarifgeltung berück-

sichtigt. Hier stellt sich die Frage, ob ganze Tarifverträge allgemeinverbindlich sind oder nur bestimmte Re-

gelungen, die sich möglicherweise auch nur auf einzelne Beschäftigtengruppen beziehen (zum Beispiel allge-

meinverbindliche tarifliche Mindestlöhne). Hervorzuheben ist, dass die OECD die Tarifgeltungsgrade für ei-

nige Länder lediglich als Schätzwerte angibt. Darüber hinaus entstehen durch unterschiedliche methodische 

Ansätze zur Bestimmung der nationalen Tarifgeltungsgrade Einschränkungen in der Vergleichbarkeit. So wird 

grundsätzlich die Orientierung an Tarifverträgen ausgenommen, sodass etwa die in Deutschland umfassend 

praktizierte Orientierung an einem Tarifvertrag in einem EU-Ländervergleich nicht berücksichtigt wird. Für 

Italien wird hingegen angegeben, dass nicht ausgeschlossen werden kann, dass zum Teil auch die Tariforien-

tierung miteinbezogen worden ist (OECD/AIAS, 2025b). 

 

Tabelle 3-1 fasst die für die Tarifgeltung entscheidenden Einflussfaktoren zusammen. Es lassen sich dabei 

grob drei Regelsysteme unterscheiden, mit denen eine hohe Tarifabdeckung erreicht wird:  

 

◼ Erstreckungsmechanismen: Von den zehn EU-Ländern, die schon heute einen Tarifgeltungsgrad von über 

80 Prozent vorweisen, erstrecken Belgien, Finnland, Frankreich, Portugal, Slowenien und Spanien Tarif-

verträge über Allgemeinverbindlichkeitserklärungen auch auf nicht tarifgebundene Unternehmen 

(OECD/AIAS, 2025a). In Italien wird mit der Erga-Omnes-Regelung eine spezifische Form der Allgemein-

verbindlichkeit von Tarifverträgen angewendet. Verfassungsrechtlich ist dort von vornherein vorgese-

hen, dass ein abgeschlossener Tarifvertrag für alle Beschäftigten eines einen Tarifvertrag schließenden 

Unternehmens gilt (erga omnes). Darüber hinaus sorgen die Arbeitsgerichte für eine hohe Tarifgeltung. 

Zwar sind nicht alle Unternehmen rechtlich dazu verpflichtet, Branchentarifverträge anzuwenden. Da die 

Gerichte bei Streitigkeiten über Löhne und Arbeitszeiten aber „routinemäßig Branchenvereinbarungen 

als Maßstab“ heranziehen, halten sich praktisch alle Unternehmen an Branchenvereinbarungen (Meardi, 

2014, 433).  
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◼ Gent-System: In Belgien, Dänemark, Finnland und Schweden trägt die Einbeziehung der Gewerkschaften 

in die Organisation der Arbeitslosenversicherung (Gent-System) zu einer hohen Tarifabdeckung der Be-

schäftigten bei. Traditionell ist der gewerkschaftliche Organisationsgrad in dieser Ländergruppe ver-

gleichsweise hoch. In Belgien wurde das System der freiwilligen Arbeitslosenversicherung mittlerweile 

durch ein Zwangssystem ersetzt, in dem die Gewerkschaften aber weiterhin mitwirken. In Belgien und 

Finnland trägt neben dem Gent-System auch die Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen zu einer 

hohen Reichweite von Tarifverträgen bei (Schulten/Müller, 2024, 444).  

◼ Pflichtmitgliedschaft: In Österreich wird eine große Reichweite von Tarifverträgen über eine Pflichtmit-

gliedschaft der Arbeitgeber in den Wirtschaftskammern gesichert.  

 

Abbildung 3-1: Tarifgeltung im europäischen Vergleich 

Beschäftigte mit Tarifvertrag in Prozent aller Beschäftigten mit Recht auf Kollektivverhandlungen 

 

Tarifgeltung: 2023/24 oder das Jahr mit dem aktuell verfügbaren Wert. 

Quellen: OECD/ AIAS ICTWSS Datenbank Version 2.0 

 

Um die drei genannten Regelungssysteme besser zu verstehen, wird im Folgenden exemplarisch auf je ein 

Land aus jeder Kategorie eingegangen.  

 

Frankreich erreicht mit rund 98 Prozent eine nahezu vollständige Tarifgeltung. Im Jahr 2023 wurden in Frank-

reich 1.043 Anträge auf Allgemeinverbindlicherklärung gestellt, wovon 1.029 genehmigt wurden (Ministère 

du Travail et de l’Emploi, 2024, 169 f.). Die beinahe vollständige Annahme aller Anträge auf Allgemeinver-

bindlichkeit begründet die hohe Tarifabdeckung der Beschäftigten. Grundlegend hat die französische Regie-

rung zwei Optionen, um Tarifverträge auf Außenseiter zu erstrecken. Erstens kann sie einen Tarifvertrag all-

gemeinverbindlich erklären, der für eine bestimmte Branche, Berufsgruppe oder berufsgruppenübergreifend 

abgeschlossen wurde. Zweitens kann sie anordnen, dass derartige Tarifverträge auch für Arbeitgeber in ähn-

lichen Wirtschaftszweigen oder für Arbeitgeber außerhalb des ursprünglichen geografischen Gebiets gelten 

(Dufresne/Maggi-Germain, 2012, 535). Der zweite Mechanismus wird jedoch selten angewandt. 
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Tabelle 3-1: Tarifgeltung und Tarifsysteme in der EU 

Tarifgeltung in Prozent und institutionelle Rahmenbedingungen 

 Tarifgeltung Institutionelle Einflussfaktoren 

Belgien 100 (2024) AVE-Nutzung: 3 (2019), Gent-System 

Italien 100 (2024) Verfassungsrechtliche Verpflichtung zur Lohnzahlung mit Verweis auf Tarifvertrag 

Österreich 98,0 (2024) Kammersystem: Pflichtmitgliedschaft Arbeitgeber  

Frankreich 98,0 (2024) AVE Nutzung: 3 (2019) 

Spanien 92,1 (2024) AVE-Nutzung: 3 (2019) 

Finnland 88,8 (2022) AVE-Nutzung: 3 (2019), Gent-System 

Schweden 88,0 (2024) AVE-Nutzung: 0 (2019), Gent-System 

Portugal 83,3 (2023) AVE-Nutzung: 3 (2019)  

Slowenien 83,1 (2016) AVE-Nutzung: 2 (2019) 

Dänemark 81,6 (2023) AVE-Nutzung: 0 (2019), Gent-System 

Niederlande 72,1 (2024) AVE-Nutzung: 2 (2019) 

Kroatien 65,3 (2024)  AVE-Nutzung: 1 (2019) 

Luxemburg 57,3 (2022) AVE-Nutzung: 2 (2019) 

Deutschland 49,0 (2024) AVE-Nutzung: 1 (2019) 

Tschechien 43,2 (2024) AVE-Nutzung: 1 (2019) 

Rumänien 42,6 (2024) AVE-Nutzung: 1 (2019) 

Irland 34,0 (2017) AVE-Nutzung: 1 (2019) 

Zypern 32,1 (2022) AVE-Nutzung: 0 (2019) 

Malta 31,0 (2022) AVE-Nutzung: 0 (2019) 

Litauen 29,0 (2023) AVE-Nutzung: 1 (2019) 

Slowakei 27,6 (2024) AVE-Nutzung: 1 (2019) 

Bulgarien 26,4 (2022) AVE-Nutzung: 1 (2019) 

Lettland  25,8 (2022) AVE-Nutzung: 1 (2019) 

Ungarn 20,4 (2022) AVE-Nutzung: 1 (2019) 

Estland 19,1 (2021) AVE-Nutzung: 1 (2019) 

Griechenland 13,1 (2017) AVE-Nutzung: 2 (2019)  

Polen 11,6 (2023) AVE-Nutzung: 0 (2019) 

Tarifgeltung und AVE-Nutzung: jeweils letztverfügbares Jahr in Klammern angegeben. 

Einstufung der AVE-Nutzung: Klassifizierung der OECD/AIAS ICTWSS übernommen: 0 = keine gesetzlichen Vorgaben zur obligatori-

schen Erstreckung von Tarifverträgen; 1 = Erstreckung von Tarifverträgen selten/nur in Ausnahmefällen, auf einige Branchen be-

schränkt, sehr hohe Schwellwerte und/oder Vetorecht der Arbeitgeber; 2 = Nutzung in vielen Branchen bei Existenz von Schwellen-

werten und Befugnis von Ministern, Tarifverträge ganz oder teilweise nicht allgemeinverbindlich zu erklären; 3 = nahezu automati-

sche und mehr oder weniger umfassende Erstreckung. Weitere Merkmale nach Schulten/Müller, 2024.   

Quellen: OECD/AIAS ICTWSS Datenbank Version 2.0; Schulten/Müller, 2024, 443  
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Sowohl die Tarifparteien als auch das französische Arbeitsministerium selbst können bei der Generaldirektion 

für Arbeit die Allgemeinverbindlicherklärung (AVE) eines Tarifvertrags beantragen. Damit ein Tarifvertrag in 

Frankreich allgemeinverbindlich erklärt werden kann, muss er von einer repräsentativen Gewerkschaft und 

einem repräsentativen Arbeitgeberverband geschlossen worden sein. Seit 2008 gelten strengere Kriterien, 

um als Gewerkschaft oder Arbeitgeberverband als repräsentativ anerkannt zu werden. Unter anderem müs-

sen die Tarifparteien seit mindestens zwei Jahren bestehen und Organisationserfahrung sowie eine ausrei-

chende Zahl an Mitgliedern und Mitgliedsbeiträge vorweisen. Für die französischen Gewerkschaften ist es 

außerdem von Bedeutung, dass ihre Kandidaten bei den Wahlen der Arbeitnehmervertretungen in Unter-

nehmen mit 11 und mehr Beschäftigten mindestens 10 Prozent der Stimmen erhalten. Um auf Branchen-

ebene und auf nationaler Ebene als repräsentativ zu gelten, müssen ihre Kandidaten zusammen mindestens 

8 Prozent der Stimmen auf sich vereinigen (Lesch et al., 2017, 55; Fulton, 2025).  

 

Während die umfassende AVE-Praxis in Frankreich zwar die Tarifgeltung auf hohem Niveau zementiert, wird 

das System jedoch nicht von der Basis her – das heißt durch einen hohen gewerkschaftlichen Organisations-

grad – abgestützt. Im Jahr 2023 waren gerade einmal 9,1 Prozent der Beschäftigten Gewerkschaftsmitglied 

(Eckle, 2025, 47). Bei der umfassenden französischen AVE-Praxis stellt die Gewerkschaftsmitgliedschaft keine 

Voraussetzung dar, um von erstreckten Tarifergebnissen zu profitieren. Während Tarifverträge in Frankreich 

auf verschiedenen Ebenen verhandelt werden können, haben in den letzten Jahrzehnten Unternehmen mehr 

Spielraum in Tarifverhandlungen bekommen. Dennoch bleiben Branchentarifverträge das kennzeichnende 

Element des französischen Tarifsystems (Fulton, 2025). Zudem verfügen französische Gewerkschaften über 

einen erheblichen politischen Einfluss, da sie weit über ihre eigene Mitgliederbasis hinaus, zu politischen 

Streiks aufrufen können. Frankreich gehört zu den Ländern mit den meisten streikbedingten Ausfalltagen 

und die Tarifauseinandersetzungen verlaufen oft konfliktreich (Lesch, 2025, 54).  

 

In Österreich ist die Tarifgeltung mit 98 Prozent ebenfalls sehr hoch. Ursächlich hierfür ist eine gesetzlich 

vorgeschriebene Mitgliedschaft der Unternehmen in den Wirtschaftskammern (Allinger, 2025, 3). Die Pflicht-

mitgliedschaft der Arbeitgeber garantiert eine hohe Reichweite der sogenannten Kollektivverträge, die zwi-

schen den Fachverbänden der Wirtschaftskammern und den Gewerkschaften zumeist auf Branchenebene 

ausgehandelt werden. Die Verträge gelten für alle Kammermitglieder und Öffnungsklauseln werden selten 

vereinbart. Auch für einen Großteil der Arbeitnehmer besteht eine Pflicht zur Mitgliedschaft in Arbeiterkam-

mern, die verschiedene Services (wie z. B. Rechtsberatung) anbieten (ETUI, o. J. a). Die Mitgliedschaft in Ge-

werkschaften beruht jedoch auf Freiwilligkeit. Nach OECD-Angaben war im Jahr 2024 etwa jeder fünfte Mit-

glied in einer Gewerkschaft in Österreich. Reformforderungen, wie etwa die Abschaffung der Pflichtmitglied-

schaft in den Wirtschaftskammern, wurden bislang abgewehrt (Allinger, 2025, 3). 

 

Schweden gilt als Musterbeispiel für autonome Tarifpolitik, mit einem hohen Organisationsgrad der Tarifpar-

teien und einer hohen Reichweite von Tarifverträgen. Im Jahr 2024 waren nach OECD-Angaben 88 Prozent 

der Beschäftigten von einem Tarifvertrag abgedeckt (OECD/AIAS, 2025a). Dieser hohe Wert wird weitgehend 

ohne staatliche Eingriffe in Form von Allgemeinverbindlicherklärungen oder Pflichtmitgliedschaften erreicht. 

Stattdessen sind in Schweden sowohl die Beschäftigten als auch die Arbeitgeber stark in ihren jeweiligen 

Koalitionen organisiert. Laut OECD waren im Jahr 2024 90 Prozent der Arbeitgeber in einem Arbeitgeberver-

band organisiert (OECD/AIAS, 2025a). Im selben Jahr waren 66 Prozent der Beschäftigten Mitglieder einer 

Gewerkschaft. Arbeitgeber, die einen Tarifvertrag haben, müssen diesen allerdings auf alle Beschäftigten an-

wenden (Daniels/Fürst, 2023, 6). Damit wird die Reichweite über eine ohnehin schon hohe originäre Tarifbin-

dung hinaus erhöht. Dennoch stabilisiert sich das schwedische Tarifsystem im Wesentlichen von innen durch 



Europäische Mindestlohnrichtlinie und Stärkung der Tarifbindung 

18 

die Akteure selbst. Die gewerkschaftliche Verwaltung der einkommensabhängigen Arbeitslosenversicherung 

erleichtert die Ansprache und Rekrutierung von Gewerkschaftsmitgliedern und hat aufgrund weiterer selek-

tiver Anreize einen positiven Einfluss auf den gewerkschaftlichen Organisationsgrad (Kjellberg, 2025, 131 f.). 

Außerdem stellen nur die Gewerkschaften Betriebsräte in Schweden (ETUI, o. J. b; Eurofound, 2024).  

 

In Schweden wurden Tarifverhandlungen bis in die 1980er Jahre hinein vor allem auf nationaler Ebene ge-

führt. Wie in vielen anderen EU-Ländern kam es auch in Schweden seit den 1990er Jahren zu einer Dezent-

ralisierung des Tarifsystems, um mehr Flexibilität für die Unternehmen zu erreichen (Lesch et al., 2017, 57). 

Der Fokus der Tarifverhandlungen verschob sich von der nationalen Ebene auf die Branchenebene und die 

lokale Ebene. Heutzutage werden beispielsweise Löhne und Arbeitszeiten in Branchentarifverträgen und auf 

lokaler Ebene zwischen Unternehmen und Gewerkschaftsvertretern verhandelt (Eurofound, 2024). Bran-

chentarifverträge sind dabei die dominierende Ebene für Tarifverhandlungen. In puncto Lohn geben sie häu-

fig Rahmen- oder Mindestbedingungen vor. Die weiteren Details werden dann auf lokaler Ebene vereinbart 

(Lesch et al., 2017, 57 f.).  

 

Abbildung 3-2: Tarifgeltung und gewerkschaftlicher Organisationsgrad 

Anteil der Beschäftigten mit Tarifgeltung und gewerkschaftlicher Organisationsgrad in Prozent 

 

Tarifgeltung und Organisationsgrad: 2023/24 oder das Jahr mit dem aktuell verfügbaren Wert; rote Datenpunkte: Gent-Länder. 

Quelle: OECD/ AIAS ICTWSS Datenbank, Version 2.0 

 

Die drei angeführten Länderbeispiele verdeutlichen exemplarisch, dass auch institutionelle Unterschiede in 

der Gestaltung des Sozialversicherungs- und Tarifsystems die Höhe des Tarifgeltungsgrads erklären. Der Ta-

rifgeltungsgrad sagt schließlich auch nichts über die originäre Tarifbindung aus und lässt offen, wie stark die 

Gewerkschaften in den einzelnen Ländern verankert sind und welche Wirkung staatliche Stützmaßnahmen 

auf die Organisation von Gewerkschaftsmitgliedern hat. Wie in Abbildung 3-2 dargestellt, besteht in der EU 

kein eindeutiger Zusammenhang zwischen der Tarifgeltung und dem gewerkschaftlichen Organisationsgrad. 

Während die Gent-Länder Belgien, Finnland, Dänemark und Schweden traditionell einen sehr hohen gewerk-

schaftlichen Organisationsgrad und eine hohe Tarifgeltung vorweisen, ist dieser Zusammenhang nicht in allen 
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EU-Ländern zu beobachten. So sind in Italien trotz sehr hoher Tarifgeltung nur weniger als ein Drittel der 

Beschäftigten Mitglied einer Gewerkschaft. Auch in Österreich, Frankreich und Spanien steht einer äußerst 

hohen Tarifgeltung ein vergleichsweise geringer Organisationsgrad der Gewerkschaften gegenüber. Deutsch-

land liegt mit einer Tarifgeltung von 49 Prozent und einem gewerkschaftlichen Organisationsgrad der Be-

schäftigten von – je nach Datenquelle – 14,1 (OECD/AIAS, 2025a) bis 16,6 Prozent (Eckle, 2025, 47) im Mit-

telfeld der EU-Länder. Eine große tarifvertragliche Reichweite geht demnach mit einer unterschiedlichen 

Stärke von Gewerkschaften einher. Ein hoher Organisationsgrad der Gewerkschaften jedoch geht immer mit 

einer hohen Tarifgeltung einher. 

 

Auch die Mitgliederstärke von Arbeitgeberverbänden streut beträchtlich (OECD/AIAS, 2025a). Ob und wie 

staatliche Maßnahmen zur Erhöhung der Reichweite von Tarifverträgen langfristig auf die Mitgliederzahlen 

der Tarifvertragsparteien (und damit auch auf die originäre Tarifbindung) wirken, ist völlig unklar. Jedenfalls 

lässt sich aus den aggregierten Zahlen nicht ableiten, dass staatliche Maßnahmen zu einer hohen originären 

Tarifbindung – und damit zu einer Stärkung der Autonomie der Tarifvertragsparteien – führen. Im Gegenteil 

ist zu befürchten, dass staatliche Stützmaßnahmen den Anreiz zu einem Gewerkschaftsbeitritt insbesondere 

dann verringern, wenn Erstreckungsmechanismen wie die AVE unorganisierten Beschäftigten Tarifbedingun-

gen „frei Haus“ liefern. Um ihre Überlebensfähigkeit zu sichern, müssen die Gewerkschaften aus eigener 

Kraft mehr Mitglieder gewinnen.  

4 Ökonomischer Blick auf die Tarifbindung 

4.1 Tarifgeltung, Arbeitsmarkt und Lohnverteilung 

Nach der empirischen Bestandsaufnahme stellt sich die Frage, ob die politisch formulierte Zielsetzung einer 

Tarifgeltung von 80 Prozent theoretisch begründbar ist. Die in der EU-Mindestlohnrichtlinie angestrebte Ta-

rifgeltungsquote von 80 Prozent impliziert, dass es einen optimalen Tarifgeltungsgrad gibt. Weder die öko-

nomische Theorie noch die empirische Forschung liefern allerdings belastbare Belege für eine solche Ziel-

größe (Lesch et al., 2017, 15). Bei der Fokussierung auf eine möglichst hohe Tarifgeltung werden zwei zentrale 

Aspekte ausgeblendet: Warum machen Unternehmen zunehmend Gebrauch von ihrem Recht der negativen 

Koalitionsfreiheit und warum entscheiden sich Beschäftigte immer seltener für einen Gewerkschaftsbeitritt? 

Damit wird also die eigentliche Herausforderung, der Rückgang der originären Tarifbindung, nicht adressiert. 

Vor diesem Hintergrund ist zu klären, ob eine hohe Tarifgeltung (auch unabhängig von der Höhe der originä-

ren Tarifbindung) tatsächlich ein Garant für die Leistungsfähigkeit eines Lohnfindungssystems ist und welche 

anderen Faktoren entscheidend sind.  

 

Die Tarifautonomie beruht auf der positiven und negativen Koalitionsfreiheit. Diese Rechte stehen in einem 

Spannungsverhältnis, allerdings sichern sie gemeinsam die Funktionsfähigkeit des Systems. Die Möglichkeit, 

sich der Tarifbindung zu entziehen, wirkt dabei als disziplinierender Mechanismus: Die Außenseiterkonkur-

renz zwingt die Tarifparteien, attraktive und wettbewerbsfähige Tarifverträge auszuhandeln (Haucap et al., 

2007, 94 f.; Lesch et al., 2017, 11). Wird diese Konkurrenz durch den umfassenden Einsatz der AVE oder 

gesetzlicher Zwangsmechanismen ausgeschaltet, drohen negative Effekte für den Arbeitsmarkt und für die 

Anpassungsfähigkeit des Lohnfindungssystems an veränderte wirtschaftliche Rahmenbedingungen (Haucap 

et al., 2007).  
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Eine deskriptive Gegenüberstellung der Entwicklung der Tarifbindung mit gesamtwirtschaftlichen Indikato-

ren wie der Arbeitslosenquote oder der Lohnungleichheit liefert kaum Anhaltspunkte dafür, dass eine höhere 

Tarifbindung zu volkswirtschaftlich gewünschten Ergebnissen führt. Während die Tarifbindung bereits in der 

zweiten Hälfte der 1990er Jahre deutlich sank, blieb die Arbeitslosigkeit im gleichen Zeitraum zunächst auf 

einem hohen Niveau und stieg bis Mitte der 2000er Jahre weiter an (Abbildung 4-1). Im Zuge einer ab Mitte 

der 1990er Jahre zunehmend beschäftigungsorientierten Lohnpolitik und der 2003 nach und nach eingeführ-

ten Arbeitsmarktreformen („Agenda 2010“) konnte auf dem Arbeitsmarkt dann allerdings ein Umschwung 

erreicht werden. Es kam zu einem deutlichen Rückgang der Arbeitslosigkeit, der durch die globale Wirt-

schafts- und Finanzkrise 2008/09 unterbrochen wurde, aber im Grunde genommen bis 2019 anhielt. Im glei-

chen Zeitraum nahm die Tarifgeltung weiter deutlich ab. Spiegelbildlich wurde die Außenseiterkonkurrenz – 

sie gibt den Anteil der nicht tarifgebundenen Beschäftigten und Betriebe an allen Beschäftigten und Betrie-

ben an – immer stärker. Um diesen Trend noch zu verstärken, mussten die Tarifvertragsparteien den Kurs 

einer beschäftigungsorientierten Lohnpolitik bis in die 2010er Jahre hinein beibehalten. Im Zuge des Beschäf-

tigungsaufschwungs kam es dann allerdings zu einer Entkoppelung von Lohn- und Produktivitätsdynamik, die 

sich zunehmend als Belastung erweist. In den durch multiple Krisen geprägten Jahren ab 2020 stieg die Ar-

beitslosenquote bei weiterhin sinkender Tarifgeltung dann wieder an. 

 

Abbildung 4-1: Entwicklung der Tarifgeltung und Arbeitslosenquote in Deutschland 

Tarifgeltung (linke Achse) und Arbeitslosenquote (rechte Achse) in Prozent 

 

Quellen: Bundesagentur für Arbeit; IAB-Betriebspanel 

 

In der aktuellen Mindestlohn- und Tarifbindungsdebatte stehen jedoch distributive Zielsetzungen im Vorder-

grund. Interessant ist, dass sich in der langfristigen Betrachtung auf der Makroebene rein deskriptiv zwischen 

dem Grad der Tarifgeltung und der Lohnungleichheit kein eindeutiger Zusammenhang beobachten lässt. 

Dazu wird Abbildung 4-2 auf der linken vertikalen Achse der Tarifgeltungsgrad und auf der rechten vertikalen 

Achse ein Maß für Lohnungleichheit abgetragen. Zur Messung der Lohnungleichheit wird die Relation der 

Bruttostundenlöhne von Beziehern hoher Einkommen mit denen von Beziehern geringer Einkommen heran-

gezogen. Zu den Beziehern hoher Einkommen gehören die reichsten 10 Prozent und zu den Beziehern 
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geringer Einkommen die ärmsten 10 Prozent. Technisch ausgedrückt, wird der Bruttostundenlohn des 90. 

Perzentils der Einkommensskala in Relation zum 10. Perzentil gesetzt (90:10-Perzentilverhältnis). Ein Wert 

von 5,0 besagt beispielsweise, dass der Bruttostundenlohn der Person mit dem geringsten Verdienst aus dem 

obersten Dezil (90. Perzentil) fünf Mal so hoch ist wie der Stundenlohn der Person mit dem höchsten Ver-

dienst aus dem untersten Dezil (10. Perzentil). In Abbildung 4-2 zeigt der Vergleich dieser Einkommensrela-

tion mit der Linie der Tarifbindung keinen gegenläufigen Zusammenhang. Die Lohnungleichheit ist zwar von 

Mitte der 1990er-Jahre bis etwa 2005 gestiegen. Währenddessen nahm die Tarifbindung ab. Nach 2013 ging 

die Lohnungleichheit aber wieder zurück, obwohl die Tarifbindung weiter sank. Dass ein starker Zusammen-

hang zwischen der Tarifgeltung und der Lohnungleichheit besteht, lässt sich zumindest rein deskriptiv in der 

langfristigen Betrachtung nicht bestätigen.  

 

Abbildung 4-2: Entwicklung der Tarifgeltung und Lohnungleichheit in Deutschland 

Tarifgeltung in Prozent (linke Achse) und 90:10-Perzentilverhältnis des Bruttostundenlohns (rechte Achse) 

 

2020/21: Schätzung. 

Quellen: Fulda/Schröder (2023); Grabka (2022; 2024); IAB-Betriebspanel 

 

Insgesamt lässt sich aus der makroökonomischen Perspektive nicht ableiten, dass eine Tarifgeltung von 

knapp 50 Prozent, wie sie derzeit in Deutschland erreicht ist, allokations- und verteilungspolitisch weniger 

wünschenswert wäre als eine Tarifgeltung von 80 Prozent, wie sie näherungsweise in den 1990er Jahren 

erreicht wurde.  

4.2 Tarifgeltung, Lohnhöhe und Lohnstruktur 

Vor diesem Hintergrund ist zu hinterfragen, ob eine höhere Tarifgeltung zu den verteilungspolitisch er-

wünschten Ergebnissen führt. Das soll im Folgenden anhand der personellen und funktionellen Einkommens-

verteilung sowie anhand des Lohnniveaus diskutiert werden.  

 

Die OECD kam in ihrer großen Beschäftigungsstudie aus dem Jahr 2018 (OECD, 2018b, 88) für 21 untersuchte 

Länder zu dem Ergebnis, dass die Lohnspreizung zwischen 2012 (2006 für Deutschland) und 2016 unter 
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Arbeitnehmern, die nicht unter kollektive Verhandlungen fallen, größer ausfiel als unter Arbeitnehmern, für 

die Firmen- oder Branchentarifverträge galten. Arbeitnehmer mit Firmentarifverträgen nahmen eine Mittel-

stellung ein. In Systemen, in denen Tarifverträge sowohl auf der Firmen- als auch auf der Branchenebene 

abgeschlossen werden, war die Lohnspreizung unter Arbeitnehmern mit Firmentarifvertrag größer als bei 

sektoralen Tarifverhandlungen, aber geringer als bei individuellen Verhandlungen. In Ländern mit ausschließ-

lich auf Unternehmensebene abgeschlossenen Tarifverträgen fiel die Lohnspreizung unter Beschäftigten 

ohne Tarifvertrag und solchen mit Firmentarifverträgen ähnlich aus. Empirische Studien, die den Zusammen-

hang zwischen Lohnungleichheit und Tarifgeltungsgrad ökonometrisch untersuchen, identifizieren zumin-

dest für die Phase bis 2010 einen verstärkenden Effekt der sinkenden Tarifgeltung auf die Lohnungleichheit. 

Uneinigkeit herrscht allerdings darüber, wie stark dieser Zusammenhang ist (Fulda/Schröder, 2023). Unter 

Berücksichtigung des Zeitraums ab den 2010er Jahren muss hinterfragt werden, inwieweit der Tarifgeltungs-

grad die Entwicklung der Lohnungleichheit erklären kann. Aus dem Rückgang der Lohnungleichheit bei wei-

terhin sinkender Tarifgeltung könnte abgeleitet werden, dass sich der Einfluss der Tarifgeltung auf die Lohn-

struktur und die Lohnhöhe verringert hat und künftig wahrscheinlich weiter verringern wird. Das dürfte ne-

ben dem Fachkräftemangel – und dem daraus resultierenden hohen Konkurrenzdruck um Arbeitskräfte – 

auch auf den Einfluss des Mindestlohns auf die Lohnverteilung zurückzuführen sein (ebd.). Auch ohne eine 

hohe Tarifgeltung könnte sich oberhalb des gesetzlichen Mindestlohns knappheitsbedingt eine differenzierte 

Lohnstruktur herausbilden. 

 

Eine Analyse des Zusammenhangs der Tarifgeltung und der Lohnquote – als Indikator der funktionalen Ein-

kommensverteilung – zeigt, dass die Lohnquote seit Mitte der 1970er Jahre in etwa konstant geblieben ist, 

während die Tarifgeltungsquote im gleichen Zeitraum deutlich zurückging (ebd.). Auch im europäischen Ver-

gleich zeigt sich, dass ein hoher Tarifgeltungsgrad nicht unbedingt mit einer höheren Lohnquote einhergeht 

(Schröder, 2026). So weisen europäische Länder mit einer hohen Lohnquote sehr unterschiedliche Tarifgel-

tungsgrade auf. In Deutschland ist die Lohnquote mit 70 Prozent sogar höher als in den meisten europäischen 

Ländern mit einem Tarifgeltungsgrad von 80 Prozent und mehr. Eine Modellrechnung für Deutschland zeigt 

zudem auf, dass ein Anstieg der Tarifgeltung auf 80 Prozent unter der Annahme eines Tariflohnvorteils von 

5 Prozent die Lohnquote um lediglich 1,1 Prozentpunkte steigern könnte (Schröder, 2026). Theoretisch wird 

der schwache Zusammenhang vor allem damit begründet, dass über die Marktentlohnung hinausgehende 

Lohnabschlüsse die Substitution von Arbeit durch Kapital attraktiver machen, was mittel- bis langfristig wie-

der zu einem Rückgang der Lohnquote führt (Fulda/Schröder, 2023; Schröder, 2026).  

 

Schließlich ist in Hinblick auf das Lohnniveau zu berücksichtigen, dass die empirische Forschung eine Lohnlü-

cke zwischen tarifgebundenen Beschäftigten und nicht tarifgebundenen Beschäftigten identifiziert. Die so-

genannte unbereinigte Tariflohnlücke lag auf Basis des SOEP im Jahr 2019 bei etwa 9 Prozent. Mehr als 40 

Prozent dieses Lohnunterschieds lassen sich allerdings auf personen-, arbeitsplatz- und unternehmensbezo-

gene Unterschiede zurückführen. Wird die Lohnlücke um die Selektionseffekte der Tarifbindung bereinigt, 

fällt sie deutlich niedriger aus. Bereinigt beträgt der Lohnvorteil der Beschäftigten in tarifgebundenen Betrie-

ben etwa 5 Prozent (Bach/Hammermann, 2023). Der Unterschied zwischen dem unbereinigten und bereinig-

ten Lohnvorteil ist unter anderem darauf zurückzuführen, dass vor allem größere und profitablere Unterneh-

men eine Tarifbindung eingehen, die sich diese auch leisten können (Fulda/Schröder, 2023, 6). Das Narrativ, 

dass nur Tariflöhne faire Löhne seien, blendet damit allokationspolitische Effekte aus. Betriebe ohne Tarifbin-

dung müssten das tarifliche Lohnniveau daher erst einmal erwirtschaften. Der durch eine höhere Tarifbin-

dung ausgelöste Lohnanstieg würde zudem die Preis- und Beschäftigungsentwicklung beeinflussen. 
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Haapanala et al. (2023) argumentieren, dass die Tarifgeltung und das Mindestlohnniveau auch in ihrer Wech-

selwirkung betrachtet werden sollten. Die Autoren kommen zu dem Ergebnis, dass gesetzliche Mindestlöhne 

und eine hohe Tarifgeltung verteilungspolitisch komplementär wirken. In Kombination beider Indikatoren 

werde vermieden, dass die Löhne im unteren Lohnsegment überwiegend dem gesetzlichen Mindestlohn ent-

sprechen. Sofern eine ausreichende Tarifgeltung vorhanden sei, bilde sich oberhalb des gesetzlichen Min-

destlohns eine Tariflohnstruktur heraus, die für einen ausreichenden Abstand zum gesetzlichen Minimum 

sorge. Diese Ergebnisse basieren auf einem Vergleich von 30 europäischen Ländern im Zeitraum 2004 bis 

2019. Die Autoren stellen ferner fest, dass der Anteil an Beschäftigten mit einem Einkommen von weniger 

als 60 Prozent des Bruttomedianlohns in Ländern mit hohem Tarifgeltungsgrad oft niedriger ist als in Ländern 

mit einem geringeren Tarifgeltungsgrad. Zudem liegen die effektiven Lohnuntergrenzen in Ländern mit hoher 

Tarifgeltung insgesamt höher. Die Autoren merken allerdings einschränkend an, dass sie nur Vollzeitbeschäf-

tigte untersucht haben und sich die Erfahrungen der einzelnen Länder nicht unbedingt auf andere Länder 

übertragen lassen, da die Lohnfindungssysteme eine große Pfadabhängigkeit aufweisen. Systeme ließen sich 

nicht einfach ändern. Insbesondere für Länder mit dezentralen Lohnfindungssystemen stelle der Zielwert von 

80 Prozent eine große Herausforderung dar, der ohne umfassende institutionelle Änderungen nicht erreich-

bar sei.  

 

Unabhängig von diesen Einschränkungen fehlt in der Studie von Haapanala et al. (2023) eine Diskussion der 

ökonomischen Folgen einer hohen Tarifbindung. Zum einen wird jedweder Zusammenhang zwischen der 

Lohnhöhe und dem Beschäftigungsniveau ausgeblendet. Je größer im unteren Lohnsegment der Abstand der 

Löhne vom gesetzlichen Mindestlohn ausfällt, desto mehr wird das gesamte Lohngitter nach oben verscho-

ben. Dadurch verteuert sich der Faktor Arbeit. Sofern dies zu einer geringeren Nachfrage nach Arbeitskräften 

führt, stellen sich Wohlfahrtsgewinne nur bei denen ein, die höhere Löhne erhalten, ohne ihren Arbeitsplatz 

zu verlieren. Zum Zweiten werden keinerlei Preiswirkungen thematisiert. Steigen die Löhne im Zuge einer 

höheren Tarifgeltung an, werden viele Unternehmen versuchen, die gestiegenen Kosten auf ihre Preise zu 

überwälzen. Das reduziert wiederum die Realeinkommen der Arbeitnehmer und die Nachfrage. Offenbar 

wird davon ausgegangen, dass höhere (Mindest-)Löhne überwiegend aus den Gewinnen der Unternehmen 

finanziert werden und die Gewinne aufgrund einer gewissen Marktmacht der Unternehmen überhöht waren. 

Damit folgt die Studie dem üblichen Narrativ, man könne mehr Fairness bei den Löhnen erreichen, ohne 

andere wirtschaftspolitische Zielsetzungen dabei zu gefährden.  

4.3 Zentralisierungsgrad von Tarifverhandlungen 

In der EU-Mindestlohnrichtlinie wird sektoralen und branchenübergreifenden Tarifverhandlungen zur Lohn-

festsetzung ein Vorrang eingeräumt. Gemäß Artikel 4 Absatz 1 Satz a) sollen die Kapazitäten der Sozialpartner 

so auf- und ausgebaut werden, dass die Sozialpartner imstande sind, Tarifverhandlungen „insbesondere auf 

sektoraler oder branchenübergreifender Ebene zu führen“ (Europäisches Parlament/Rat der Europäischen 

Union, 2022, 42). Durch diese Priorisierung bestimmter Zentralisierungsgrade bei Lohnverhandlungen wird 

in die institutionelle Ausgestaltung der Lohnfindungssysteme eingegriffen. Die wissenschaftliche Debatte 

über die Effizienz des Zentralisierungsgrads zeigt jedoch, dass dies makroökonomisch nicht geboten ist.  

 

Ausgangspunkt der wissenschaftlichen Debatte zur Effizienz von Lohnverhandlungssystemen ist die Hump-

Shape-Hypothese von Calmfors/Driffill (1988). Die zentrale Erkenntnis dieses Modells ist, dass sowohl zentra-

lisierte als auch dezentralisierte Lohnverhandlungssysteme zu einer besseren gesamtwirtschaftlichen Perfor-

mance führen als Systeme mit sektoralen Tarifverhandlungen. Während zentral verhandelnde Akteure die 
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externen Effekte ihrer Tarifabschlüsse internalisieren und dezentral verhandelnde Akteure durch den Wett-

bewerb diszipliniert werden, wirkt auf der sektoralen Ebene keiner dieser beiden Effekte. Dieser Zusammen-

hang ist in Abbildung 4-3 dargestellt. Auf der Abszisse ist der Zentralisierungsgrad der Tarifverhandlungen 

abgebildet und auf der Ordinate Reallohn sowie Arbeitslosenquote. Der Zentralisierungsgrad gibt an, wie 

stark Gewerkschaften und Arbeitgeber jeweils untereinander und miteinander kooperieren. Reallohn und 

Arbeitslosenquote stehen in einem positiven Zusammenhang: je höher der Reallohn, desto höher die Ar-

beitslosenquote (und umgekehrt). Der Zusammenhang zwischen Zentralisierungsgrad und Reallohn/Arbeits-

losenquote wird durch einen umgekehrt u-förmigen Zusammenhang (englisch: hump-shaped) beschrieben. 

Bei dezentralen Verhandlungen fallen Reallohn und Arbeitslosenquote relativ niedrig aus. Mit zunehmender 

Zentralisierung nehmen die Reallöhne zu und die Arbeitslosenquote steigt. Nachdem beide Variablen auf der 

sektoralen Ebene ein Maximum erreicht haben, gehen sie im Zuge einer weiteren Zentralisierung der Lohn-

verhandlungen wieder zurück. Der Nachteil sektoraler Verhandlungen ergibt sich aus dem Anreiz für sektoral 

agierende Tarifvertragsparteien, die Reallöhne ohne Berücksichtigung negativer externer Effekte zu erhöhen, 

weil negative Preis- oder Beschäftigungseffekte gering ausfallen. Verhalten sich aber alle Akteure auf der 

sektoralen Ebene so, entstehen gesamtwirtschaftlich negative Preis- und Beschäftigungseffekte.  

 

Abbildung 4-3: Zentralisierungsgrad der Tarifverhandlungen 

Angaben der Betriebe, Anteile in Prozent 

 

Quelle: Lesch et al. (2017, 13) 

 

Das theoretische Modell basiert jedoch auf der Annahme geschlossener Volkswirtschaften. In einer offenen 

Volkswirtschaft nimmt der Wettbewerbsdruck vor allem auf der sektoralen Ebene zu, sodass die sektoral 

verhandelnden Tarifvertragsparteien diszipliniert werden (Danthine/Hunt, 1994). Dadurch gleicht sich die 

Effizienz der drei Lohnverhandlungsebenen an und die Hump-Shape-Linie wird zu einer Horizontalen auf ei-

nem geringen Reallohn- und Arbeitslosigkeitsniveau (Abbildung 4-3). Dieser internationale Wettbewerbs-

druck wirkt aber vor allem bei Branchen, die handelbare Güter herstellen. Bei jenen Branchen, die nicht-

handelbare Güter herstellen, kann ein größerer Wettbewerbsdruck allein dadurch entstehen, dass der Au-

ßenseiterwettbewerb im Inland zunimmt. Dabei gilt: Je mehr Unternehmen nicht tarifgebunden sind, desto 

intensiver fällt der Wettbewerb auch über die Lohnkosten aus und damit auch der Druck, den Anstieg der 



Europäische Mindestlohnrichtlinie und Stärkung der Tarifbindung 

25 

Lohnstückkosten zu begrenzen. Grafisch lässt sich die wachsende Außenseiterkonkurrenz durch eine Bewe-

gung entlang der Hump-Shape-Kurve in Richtung dezentrales Lohnverhandlungssystem darstellen (Lesch et 

al., 2017, 13). 

 

Ein zweiter Kritikpunkt an der Hump-Shape-Hypothese betrifft die Beschränkung der Analyse von Lohnver-

handlungssystemen auf den Zentralisierungsgrad der Tarifverhandlungen. Die herkömmliche Einordnung von 

Lohnfindungssystemen anhand des eindimensionalen Zentralisierungsgrads blendet weitere Wirkungsme-

chanismen aus, die einen erheblichen Einfluss auf die Leistungsfähigkeit der Systeme haben können. Wäh-

rend Soskice (1990) bereits die informelle Koordination zwischen den Tarifparteien der einzelnen Ebenen 

eines Tarifsystems einbezogen hat und Aidt/Tzannatos (2008) auf die potenziell positiven Wirkungen von 

koordinierten Tarifverhandlungen hinweisen, ergänzen Braakmann und Brandl (2016) den Blick auf instituti-

onalisierte Koordinationsmechanismen zwischen den Verhandlungsebenen. Neben dem Zentralisierungs-

grad der Lohnverhandlung wird dabei berücksichtigt, inwieweit institutionalisierte Mechanismen zwischen 

den Ebenen bestehen, wie etwa Öffnungsklauseln in Branchentarifverträgen oder zweistufige Systeme, bei 

denen sektorale Rahmenabkommen Raum für betriebliche Ergänzungen lassen. Durch diese Unterscheidun-

gen entstehen hybride Systeme als Mischformen der drei aus der Hump-Shape-Hypothese hervorgehenden 

Systeme. Vor allem die Fähigkeit zur vertikalen Koordination wird als bedeutsam für die Leistungsfähigkeit 

eines Tarifsystems herausgestellt (Brandl, 2022, 672). Unter der Bedingung bestehender vertikaler Koordina-

tion steigt die Leistungsfähigkeit mit dem Zentralisierungsgrad und dem Grad der horizontalen Koordination 

an. Empirische Studien zeigen, dass die Leistungsfähigkeit eines Tarifsystems unter Berücksichtigung der Ko-

ordinationsfähigkeit deutlich besser erklärt werden kann als anhand der Hump-Shape-Hypothese (Braak-

mann/Brandl, 2016; Brandl/Braakmann, 2021). 

 

Der empirische Befund von Braakmann und Brandl (2016) zeigt, dass mehrstufige Systeme mit Öffnungsklau-

seln oder geregelten Abweichungspfaden zu höheren Produktivitätsgewinnen führen als einstufige Systeme 

oder mehrstufige Systeme ohne institutionalisierte Öffnung. Die Effizienz eines Systems hängt somit davon 

ab, wie viel gesteuerte Flexibilität es zulässt. Gelingt es den Tarifparteien nicht, Flexibilität über institutionelle 

Regelungen herzustellen, entlädt sich Anpassungsdruck durch den Ausstieg aus der Tarifbindung.  

 

In einer Folgestudie bestätigen Brandl und Braakmann (2021) die Bedeutung der Koordinationsfähigkeit auf 

die Produktivität von Unternehmen. Sie weisen nach, dass vertikal koordinierte Mehrebenensysteme mit 

einer signifikant höheren Wahrscheinlichkeit betrieblicher Produktivitätszuwächse verbunden sind als unko-

ordinierte Alternativen. In Systemen, in denen die Lohnverhandlungen horizontal oder vertikal unkoordiniert 

sind, sinkt die Wahrscheinlichkeit produktivitätsorientierter Anpassungen. Entscheidend ist somit nicht, auf 

welcher Ebene formal verhandelt wird, sondern dass es vertikale Koordination gibt, die eine geordnete Auf-

gabenverteilung zwischen Rahmenbildung auf der oberen und betrieblicher Ausgestaltung auf der unteren 

Ebene herstellt und somit Flexibilität ermöglicht. Die Produktivität ist allerdings nur ein Indikator, mit der sich 

die Effizienz eines Lohnverhandlungssystems messen lässt, und zudem noch schwer interpretierbar. Denn 

hohe Produktivitätszuwächse können mit einem Beschäftigungsabbau und einem Anstieg der Arbeitslosig-

keit einhergehen oder sogar direkte Folge eines Beschäftigungsabbaus sein. Außerdem muss das Produktivi-

tätsniveau im Zusammenhang mit dem Arbeitskostenniveau betrachtet werden. Eine hohe Produktivität sagt 

für sich genommen nicht viel über den Zustand einer Volkswirtschaft aus. Zudem betonen Aidt/Tzannatos 

(2008, 278), dass es umso schwieriger wird, einen statistischen Zusammenhang zwischen dem 
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Koordinierungsgrad von Tarifverhandlungen und der makroökonomischen Performance zu finden, desto 

mehr Kontrollvariablen zur landesspezifischen Wirtschaftspolitik berücksichtigt werden.2 

 

Die OECD (2018b) hat die theoretische Debatte im Rahmen ihres 2018 erschienenen Employment Outlooks 

weiterentwickelt. Ausgangspunkt sind vier zentrale institutionelle Merkmale von Lohnverhandlungssyste-

men (OECD, 2018b, 78 f.): die Reichweite von Tarifverträgen, die Lohnverhandlungsebene, die Flexibilität des 

Systems und die intersektorale Koordination. Diese zentralen Merkmale werden kombiniert und zu einer 

„new taxonomy of collective bargaining systems“ (OECD, 2018b, 81) weiterentwickelt. Diese „Taxonomie“ 

unterscheidet (mit Stand 2015) fünf Typen: 

 

◼ Überwiegend zentralisierte und schwach koordinierte Systeme: Hier dominieren branchenweite Tarifver-

handlungen und Tarifverträge werden häufig auf tariflose Beschäftigte oder Betriebe erstreckt. Anderer-

seits gibt es wenig Öffnungsklauseln und keine intersektorale Koordination der Tarifverhandlungen. Als 

Beispiele für solche Systeme führt die OECD Frankreich, Island, Italien, Portugal, Slowenien, Spanien und 

die Schweiz an. 

◼ Überwiegend zentralisierte und koordinierte Systeme: Auch hier dominieren branchenweite Tarifver-

handlungen, die zudem koordiniert sind. Öffnungsklauseln finden hingegen selten Anwendung. Als Bei-

spiele werden Belgien und Finnland angeführt. 

◼ Organisiert dezentralisierte und koordinierte Systeme: Auch hier dominieren branchenweite Tarifver-

handlungen, aber es gibt mehr Spielraum für die betriebliche Ebene. Ermöglicht wird dies durch Öff-

nungsklauseln und eine eher geringe Erstreckung von Tarifverträgen auf Tarifaußenseiter. Beispiele sind 

Österreich, Dänemark, Deutschland, Niederlande, Norwegen und Schweden. 

◼ Weitgehend dezentralisierte Systeme: Hier dominieren Firmentarifverhandlungen gegenüber Branchen-

verhandlungen, wobei eine gewisse, nicht näher spezifizierte Koordination eine Rolle spielen kann. Es 

gibt keine Erstreckung von Tarifverträgen auf Tarifaußenseiter. Zur Ländergruppe mit weitgehend de-

zentralisierten Systemen gehören Australien, Japan (hier werden die Tarifverhandlungen auf der Firmen-

ebene im Rahmen der „Shuntō-Offensive“ koordiniert geführt), Griechenland, Luxemburg und die Slowa-

kei. 

◼ Vollständig dezentralisierte Systeme: Hier dominieren die Firmen- oder Betriebsebene und es gibt viel 

Außenseiterkonkurrenz. Als Beispiele nennt die OECD die Verhandlungssysteme in Kanada, Chile, Korea, 

Mexiko, Neuseeland, Türkei, USA, Vereinigtes Königreich, Polen, Tschechien, Ungarn sowie die drei bal-

tischen Staaten. 

Um die makroökonomischen Wirkungen der unterschiedlichen Systeme zu identifizieren, vergleicht die OECD 

insgesamt 35 Länder im Zeitraum 1980 bis 2016. Die Einteilung der Länder in der Taxonomie der OECD ändert 

sich im Zeitverlauf. Deutschland wurde in den 1980er Jahren als vorrangig zentralisiertes und koordiniertes 

(aufgrund der Lohnführerschaft in der Metall- und Elektro-Industrie) Lohnfindungssystem klassifiziert und 

seit den 1990er Jahren als organisiert dezentralisiertes und koordiniertes System. Die OECD begründet diese 

Anpassung damit, dass ab 1993 die ersten Härtefallklauseln Einzug in das deutsche System fanden. Lediglich 

zwischen 1998 und 2001 klassifiziert die OECD das deutsche System vorübergehend als überwiegend zentra-

lisiert und schwach koordiniert. Auf den temporären Rückgang des Koordinationsgrads in dieser Zeit geht die 

OECD allerdings nicht näher ein (OECD, 2018c, 5). Die Zentralisierung dürfte mit dem tripartistischen Bündnis 
_________ 
2 Aidt/Tzannatos (2008, 278) betonen: „Unsurprisingly […] the more and better one controls for cross-country differences in eco-

nomic policy, the harder is it to detect a relationship between bargaining coordination and economic performance.“ 
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für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit zusammenhängen. Dabei versuchte die Bundesregierung, 

zusammen mit den Sozialpartnern Reformlösungen am runden Tisch zu finden. Da sich die Lohnbildung in 

Deutschland von Branche zu Branche unterscheidet, ist eine gesamtwirtschaftliche Klassifizierung ohnehin 

angreifbar. Das dürfte auch für die Klassifizierung in anderen Ländern gelten. Die OECD (2018c, 8) stellt unter 

Hinweis auf die zugrundeliegende ICTWSS-Datenbank3 lediglich fest, dass sich der Koordinierungsgrad in den 

verschiedenen Ländern im Zeitablauf signifikant geändert hat.  

 

Als Referenzkategorie werden vollständig dezentralisierte Systeme gewählt. Neben verschiedenen Arbeits-

marktindikatoren (Beschäftigungs-, Teilzeit-, Befristungs- und Arbeitslosenquote, Arbeitslosenquoten von 

vulnerablen Gruppen wie Jugendlichen, Geringqualifizierten oder Frauen und verschiedene Indikatoren der 

Lohnungleichheit) werden auch soziodemografische Merkmale, Länder- und Zeiteffekte sowie institutionelle 

Reformen als Kontrollvariablen in der Modellschätzung berücksichtigt. Die OECD (2018b, 82) kommt zu dem 

Ergebnis, dass die makroökonomische Performance in koordinierten Systemen im Vergleich zur Referenzka-

tegorie der vollständig dezentralisierten Systeme am größten ist. Beispielsweise ist die Beschäftigung höher 

und die Arbeitslosigkeit geringer als in anderen Systemen. Auch bei vulnerablen Gruppen sind koordinierte 

Systeme mit einer niedrigeren Arbeitslosigkeit verbunden. Zudem führen koordinierte Systeme zu weniger 

Lohnungleichheit als dezentralisierte Systeme und weisen einen niedrigeren Anteil unfreiwilliger Teilzeitbe-

schäftigung auf (OECD, 2018b, 83). Ein interessanter Befund der OECD ist, dass die befristete Beschäftigung 

zwischen den Systemen wenig variiert, aber höher in Ländern mit einem hohen Tarifgeltungsgrad ausfällt 

(ebd.). Hinter den koordinierten Systemen schneiden zentralisierte Systeme (ohne Koordination) und weit-

gehend dezentralisierte Systeme am zweitbesten ab, während vollständig dezentralisierte Systeme die 

schlechteste Performance aufweisen. Die OECD (2018b, 75) resümiert: „Co-ordination in wage bargaining 

helps take into account the macroeconomic effects of wage agreements by ensuring that these agreements 

do not undermine external competitiveness and are set in line with business-cycle situation.” 

 

Auch in der ebenfalls 2018 verabschiedeten OECD-Jobs Strategy (OECD, 2018c, 146 f.) wird betont, dass Ko-

ordination für die Performance sektoraler Verhandlungen von großer Bedeutung ist. Die positiven Wirkungen 

einer Koordinierung der Lohnverhandlungen wurden auch von Aidt/Tzannatos (2008, 280 ff.) betont. Das 

wirft die Frage auf, was unter Koordination zu verstehen ist und wie Koordination gemessen wird. Die OECD 

unterscheidet zwischen hoher Koordination, geringer Koordination und keiner Koordination (OECD, 2018c, 

10). Die strengste Form von Koordination liegt laut OECD (2018b, 75) vor, wenn es für alle Sektoren eine 

verbindliche Lohnleitlinie gibt, die eine Ober- oder Untergrenze für den Tariflohn vorsieht. Institutionell be-

trachtet liegt die höchste Form der Koordination vor, wenn: 

 

◼ zwischen den Dachorganisationen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern verhandelt wird oder der Staat 

direkt in die Lohnpolitik eingreift, 

◼ sektorale Tarifverhandlungen über eine starke Monopolgewerkschaft geführt werden, 

_________ 
3  Die OECD/AIAS Datenbank „Institutional Characteristics of Trade Unions, Wage Setting, State Intervention and Social Pacts 

(ICTWSS)“ (OECD/AIAS, 2025c) umfasst über hundert Variablen zu institutionellen Merkmalen von Gewerkschaften, zur Lohnfest-

legung und staatlichen Eingriffen über einen Zeitraum von 60 Jahren in den OECD-Ländern und einigen weiteren Ländern. Damit 

ermöglicht die Datenbank international vergleichbare Informationen über die langfristige Entwicklung von Tarifsystemen. Ur-

sprünglich wurde die Datenbank von Prof. Jelle Visser (Universität Amsterdam) entwickelt und wird seit 2021 als „OECD/AIAS 

ICTWSS database“ weitergeführt. 
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◼ einem Sektor eine Lohnführerschaft zukommt und die Tarifverhandlungen synchronisiert sind und Ver-

handlungen zwischen einflussreichen Arbeitgebern koordiniert sind (OECD, 2018c, 20). 

Werden keine verbindlichen Ober- oder Untergrenzen für den Tariflohn festgelegt, aber unverbindliche Nor-

men und Leitlinien für den Tariflohn vorgegeben, besteht die zweithöchste Form der Koordination (ausführ-

licher: siehe OECD, 2018c, 20). Was unter einer geringen Koordination zu verstehen ist, wird bei der OECD 

nicht weiter ausgeführt.4 Im Codebuch zur Datenbasis wird von Systemen gesprochen, bei denen es zum Teil 

unverbindliche Empfehlungen für Tarifverhandlungen gibt, etwa eine Orientierung von Lohnerhöhungen an 

der Inflationsrate und der Produktivitätsentwicklung. Auch kann eine schwache Koordination durch die ver-

einzelte Lohnführerschaft bestimmter Firmen, gesetzliche Mindestlöhne oder die Lohnpolitik des Staates im 

öffentlichen Sektor entstehen. Keine Koordination liegt vor, wenn Lohnverhandlungen vollständig fragmen-

tiert auf der Betriebsebene stattfinden (OECD/AIAS, 2025c, 11). 

 

Offen bleibt auch unter Berücksichtigung der neueren theoretischen Ansätze, welche Auswirkungen ein voll-

ständiger oder teilweiser Systemwechsel der nationalen Lohnfindungssysteme haben würde, um den Tarif-

geltungsgrad gemäß EU-Mindestlohnrichtlinie zu erhöhen. Empirische Evidenz bieten hierfür Brandl und Ib-

sen (2017) im Rahmen einer Untersuchung der Auswirkungen institutioneller Anpassungen des Tarifsystems 

auf die Entwicklung der Lohnstückkosten. Sie weisen nach, dass eine Anpassung des Tarifsystems durch einen 

Wechsel der Verhandlungsebene oder Koordinationsstruktur, hin zu einer vermeintlich vorteilhafteren Aus-

gestaltung des Tarifsystems, nicht zwangsläufig zu einer besseren ökonomischen Performance führt. Jede 

Änderung der Koordinationsstruktur oder der Verhandlungsebene schwächt die Fähigkeit zur Lohnmodera-

tion kurzfristig erheblich. In den Jahren nach der Reform des Tarifsystems steigen die Lohnstückkosten signi-

fikant an, unabhängig davon, ob eine stärkere Zentralisierung oder Dezentralisierung durchgesetzt wurde. 

Wiederholte Anpassungen in kurzer Folge führen zu den höchsten Kosten. Brandl und Ibsen kommen zu dem 

Ergebnis, dass Reformen des Lohnfindungssystems nicht kostenneutral sind, sondern Übergangskosten ver-

ursachen, die die erwarteten Vorteile eines vermeintlich besseren Systems über Jahre dämpfen können.  

 

Insgesamt wird auch in der neueren Literatur letztlich nicht die Frage beantwortet, welcher Tarifbindungs-

grad optimal ist. Zudem ist unklar, wie ein höherer Tarifgeltungsgrad erreicht werden soll. Grundsätzlich er-

scheint es sinnvoll, neben dem Tarifgeltungsgrad auch die Organisationsstärke der Gewerkschaften in den 

Blick zu nehmen. Gewerkschaften streben an, durch eine Verknappung des Arbeitsangebots den Lohn über 

den Gleichgewichtslohn zu drücken, der sich bei individuellen Verhandlungen im Rahmen vollständiger Kon-

kurrenz auf dem Arbeitsmarkt ergeben würde (Oswald, 1985). Dieser „Monopolrente“ steht gegenüber, dass 

Gewerkschaften eine „Voice-Option“ anbieten, die dazu führen kann, dass Unzufriedenheit in der Arbeitneh-

merschaft nicht zu Dienst nach Vorschrift, innerer Kündigung oder Jobwechsel führt, sondern über eine kol-

lektive Organisation gegenüber dem Management thematisiert wird (Freeman/Medoff, 1979). Ein hoher Or-

ganisationsgrad der Gewerkschaften verbessert diese „Voice-Option“. Es wäre daher sinnvoll, wenn eine 

hohe Tarifbindung das Ergebnis eines hohen gewerkschaftlichen Organisationsgrads ist. Eine administrative 

Erstreckung von Tarifverträgen (etwa über Allgemeinverbindlicherklärung) führt zu dem Problem, dass die 

„Monopolrente“ der Gewerkschaft auf bisher tariflose Unternehmen übertragen wird, ohne dass dies mit 

positiven Auswirkungen in Form eines breiteren Zugangs zur „Voice-Option“ verbunden ist. Aidt/Tzannatos 

(2008, 272) betonen daher: „[E]xtension of collective agreements to non-unionised sectors does not bring 

_________ 
4 Aidt/Tzannatos (2008, 282) betonen, dass zwischen formeller und informeller Koordination unterschieden werden müsse. Beide 

Formen seien keine vollständigen Substitute. Es sei vor allem eine informelle Koordination, die die Nachteile sektoraler Tarifver-

handlungen ausgleichen könne. Zudem sei die Koordination auf der Arbeitgeberseite wichtiger als die auf der Arbeitnehmerseite. 



Europäische Mindestlohnrichtlinie und Stärkung der Tarifbindung 

29 

with it worker-management cooperation and other productivity-enhancing ‚voice‘ factors […] that to some 

extent compensate for the economic costs associated with the wage mark-up and other distorting aspects of 

collectively agreed contracts in unionised sectors.“ Zudem stellt sich die Frage, ob Gewerkschaften bei sekt-

oralen Verhandlungen die negativen externen Effekte ihrer Lohnabschlüsse ausreichend internalisieren. 

Ohne den Wettbewerbsdruck durch die tariflosen „Außenseiter“ entfällt im Falle einer Allgemeinverbindlich-

keit ein wichtiger Disziplinierungsfaktor.  

 

Vor diesem Hintergrund ist es kaum überraschend, dass die OECD (2018b, 76) feststellt: „Well organised 

trade unions and employer organisations with a broad support tend to be the best way to attain high cover-

age”. Wichtig sei insbesondere auf der Firmenebene, eine Basis für einen sozialen Dialog zu schaffen. Die 

OECD (2018b, 76) schließt Allgemeinverbindlicherklärungen nicht aus, empfiehlt diese aber mit Bedacht ein-

zusetzen: „In systems with sector-level bargaining and no broad-based representation, administrative exten-

sion can help cover companies and workers not participating in collective bargaining. To avoid harming the 

economic prospects of start-ups, small firms or vulnerable workers, extensions need to be well-designed 

[…].” Insbesondere müssten die kollektiven Interessen einer großen Gruppe von Unternehmen und Arbeit-

nehmern Berücksichtigung finden (vertiefend auch OECD, 2018b, 103). Wie wichtig ein ausreichender Rück-

halt der Tarifvertragsparteien aus Sicht der OECD ist, zeigt sich auch an einer Feststellung zur positiv beschrie-

benen Wirkung von Koordination (OECD, 2018b, 75): „To be effective, c o-ordination requires strong and 

self-regulated social partners as well as effective mediation bodies“. 

 

Schließlich deuten empirische Studien von Brandl und Ibsen (2017) sowie Brandl und Bechter (2019) an, dass 

staatliche Eingriffe in nationale Lohnfindungssysteme oft nicht zu einer Verbesserung der ökonomischen Per-

formance führen. Unter Berücksichtigung dieses Befunds erscheint es ratsam, die Pfadabhängigkeiten natio-

naler Tarifsysteme zu respektieren. Es ist fraglich, ob scheinbar vorteilhaftere Regelungen in anderen Syste-

men zu ähnlichen Bedingungen führen. Für das deutsche Lohnfindungssystem ist vor allem der Befund be-

deutend, dass sektorale Lohnverhandlungen dezentralen oder zentralisierten Verhandlungen nicht überle-

gen sind. Es besteht kein Anlass, der sektoralen oder zentralen Verhandlungsebene ein Primat einzuräumen, 

wie es die EU-Mindestlohnrichtlinie macht. 

4.4 Staat und Lohnfindung 

Die nationale Lohnfindung ist oft pfadabhängig und das „Machtverhältnis“ zwischen den Tarifvertragspar-

teien und dem Staat kann sich verändern (Haapanala et al., 2023, 433). Eine Bewertung der mit der EU-Min-

destlohnrichtlinie verfolgten Zielsetzungen und der dazu vorgeschlagenen Instrumente sollte daher nicht nur 

die bilateralen Strukturen zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern berücksichtigen, sondern auch die 

trilateralen zwischen Tarifvertragsparteien und Staat. Der Staat gibt institutionelle Rahmenbedingungen vor, 

durch dessen Anpassung er Spielregeln und Spielzüge der Tarifvertragsparteien beeinflussen kann (Lesch, 

2021; Lesch et al., 2022). Mit ihrer EU-Mindestlohnrichtlinie schaltet sich nun die Europäische Union als wei-

terer Akteur auf der supranationalen Ebene in die Gestaltung der institutionellen Rahmenbedingungen ein.  

 

Unabhängig davon, ob oder wie autonom die Tarifvertragsparteien gegenüber dem Staat in den einzelnen 

EU-Ländern agieren können, gilt: Letztlich legt der Staat den institutionellen Rahmen für die Lohnfindung 

fest. Tarifautonomie stellt eine „normative Ordnung des Arbeitsmarkts“ dar, die „durch Recht konstituiert 

und reguliert […] für verlässliche und angemessene Arbeitsnormenproduktion“ bürgen soll (Bender, 2018, 

705). Die Freiräume, die Gewerkschaften und Arbeitgebern im Rahmen dieser Ordnung „gewährt werden“, 
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bleiben „dem staatlichen Gestaltungswillen unterworfen“ (Müller-Jentsch, 1983, 123). Weitbrecht (1969, 

162) unterscheidet zwei Ebenen der Tarifautonomie. Die „internen Verfahren“ betreffen die bilateralen Me-

chanismen, die zur tarifvertraglichen Normsetzung und Konfliktregulierung zwischen den Tarifvertragspar-

teien vereinbart werden. Durch die Rahmenbedingungen setzt der Staat dem „internen Verfahren“ und der 

„Normsetzung“ Grenzen (Höpfner et al., 2021, 182). Damit „droht der Autonomie immer eine Veränderung 

der Rahmenbedingungen […], wenn die Normsetzung inhaltlich staatlichen wirtschaftspolitischen Zielen wi-

derspricht oder wenn das Verfahren der Auseinandersetzung zwischen den Tarifparteien, etwa mit Streiks 

oder Streikdrohung, bestimmten Gemeinwohlüberlegungen widerspricht“ (Weitbrecht, 1969, 34). Der Anreiz 

des Staates, durch Lohngesetze, Zwangsschlichtung oder „oktroyierter Korporativierung der Arbeitsbezie-

hungen im autoritären Kontext“ (Bender, 2018, 700) in die autonome Ordnung einzugreifen, fällt umso ge-

ringer aus, je effizienter diese Ordnung der Lohnfindung organisiert ist.  

 

Diesen Überlegungen folgend, nehmen Höpfner et al. (2021, 183) an, „dass der Staat das Binnen- und das 

Außenverhältnis der Tarifvertragsparteien beobachtet, bewertet und daraus mögliche Anpassungen der Rah-

menbedingungen der Tarifautonomie ableitet oder das Verhalten der Tarifvertragsparteien auf andere Weise 

zu beeinflussen versucht“. Fehmel (2011, 73) definiert Tarifautonomie als „ein spezifisches, institutionalisier-

tes Arrangement der Regelungskompetenzverteilung zwischen Staat und Tarifverbänden“. Er sieht dieses Ar-

rangement als ein für beide Seiten vorteilhaftes Tauschgeschäft. Der Staat kann sich aus der Lohnfindung 

heraushalten, vermeidet dadurch Legitimitätsrisiken und übernimmt im Gegenzug die Folgekosten der Lohn-

politik durch staatliche Sozialpolitik. Werden die Folgekosten zu teuer, versucht der Staat, das Verhalten der 

Tarifvertragsparteien in eine von ihm gewünschte Richtung zu lenken. Lesch (2021, 714) modelliert dieses 

Arrangement als Prinzipal-Agent-Beziehung. Dabei überlässt der Staat als Prinzipal den Tarifvertragsparteien 

die Regelung der Arbeitsbedingungen und erwartet als Gegenleistung, dass die Tarifvertragsparteien als 

Agenten angemessene Problemlösungen finden. Da die Tarifvertragsparteien Mitgliederinteressen verfol-

gen, können deren Zielsetzungen den staatlichen Zielsetzungen zuwiderlaufen. Zudem können die staatli-

chen Zielsetzungen – hier wird zwischen allokativen und distributiven Zielen unterschieden – variieren, was 

Anpassungen im Verhalten der Tarifvertragsparteien notwendig macht. Dies ergibt sich schon allein daraus, 

dass wechselnde Regierungen unterschiedliche allokative und distributive Präferenzen haben können. 

 

Um das Agieren der Tarifvertragsparteien zu beeinflussen, kann sich der Staat unterschiedlicher Steuerungs-

mechanismen bedienen (Fehmel, 2011). Höpfner et al. (2021, 183) unterscheiden zwischen regulierenden 

Eingriffen per Gesetz und steuernden Eingriffen durch Appelle, Drohungen (semantische Steuerung) oder 

tripartistische Einbindung. Lesch et al. (2022, 56) erweitern diese Steuerungstypen um den der politischen 

Steuerung. Lesch (2021, 715) ordnet die Steuerungstypen nach deren Eingriffsintensität und berücksichtigt 

dabei den Systemwechsel als weitere Möglichkeit. Dieser kann theoretisch teilweise oder vollständig vollzo-

gen werden. In der Praxis scheidet der vollständige Systemwechsel in der Regel aus, da Lohnfindungssysteme 

pfadabhängig sind. Der Systemwechsel bekommt durch die EU-Mindestlohnrichtlinie möglicherweise eine 

größere Relevanz, da Länder mit dezentralen Lohnverhandlungssystemen zur Erreichung des Zielwerts von 

80 Prozent zu sektoralen Lohnverhandlungen übergehen und solche Branchentarifverträge für allgemeinver-

bindlich erklären müssten. Dies wäre ein klarer Systemwechsel, der gewachsene Verhandlungsstrukturen 

zwangsbeseitigen würde. Die verschiedenen Steuerungsmechanismen oder Steuerungstypen können pro-

zesspolitischer oder ordnungspolitischer Natur sein. Durch eine prozesspolitische Steuerung werden die 

Spielregeln verändert und durch eine ordnungspolitische Steuerung die Spielzüge.  
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Anhand von heuristisch ausgewählten Fallbeispielen für Deutschland lassen sich unterschiedliche Steue-

rungstypen identifizieren (Höpfner et al., 2021, 193 ff.; Lesch, 2021, 720 ff.; Lesch et al., 2022, 49 ff.). Dabei 

zeigte sich, dass viele Steuerungsversuche des Staates in dem Sinne wenig wirksam waren, als die mit einem 

spezifischen Steuerungstypen verfolgten Zielsetzungen nicht erreicht wurden. Das galt insbesondere für die 

ordnungspolitisch ausgerichtete tripartistische (Konzertierte Aktion in den 1960er Jahren, Bündnisse für Ar-

beit in den 1990er und frühen 2000er Jahren) und die rechtliche Steuerung (Zwangsschlichtung in den 1920er 

Jahren, Tarifautonomiestärkungsgesetz in den 2010er Jahren). Versuche, die Tarifvertragsparteien zu einer 

beschäftigungs- oder stabilitätsorientierten Lohnpolitik zu bewegen, scheiterten ebenso wie Versuche, das 

Tarifvertragssystem durch eine staatliche Zwangsschlichtung oder durch staatliche Lohnpolitik zu stabilisie-

ren. Auch die aktuelle Mindestlohndebatte macht deutlich, dass der Staat zwar effektive Lohnuntergrenzen 

setzen kann, dadurch aber nicht die Tarifgeltung stärkt. Im Gegenteil: Gerade Bezieher niedriger Einkommen, 

die vom Mindestlohn profitieren, haben einen Anreiz, das Geld für eine Gewerkschaftsmitgliedschaft zu spa-

ren. Nun reagiert die EU-Mindestlohnrichtlinie damit, die Stärkung der Tarifgeltung parallel anzugehen.  

 

Als wirksam erwiesen sich zwei Episoden der politischen Steuerung (Lesch et al., 2022, 55 ff.). Zunächst ge-

lang es der Deutschen Bundesbank in den 1970er und frühen 1980er Jahren, die Lohnpolitik auf einen stabi-

litätskonformen Kurs zu bringen. Anschließend schaffte es die Bundesregierung in den 2000er Jahren, durch 

eine Drohung mit gesetzlichen Öffnungsklauseln und der Umsetzung der „Agenda 2010“, die Beschäftigungs-

orientierung der Lohnpolitik zu stärken und das Abwälzen der Folgekosten negativer Beschäftigungseffekte 

(über Vorruhestandsregelungen) auf die Allgemeinheit zu beschränken. Diese Politik wurde allerdings von 

einer wachsenden Außenseiterkonkurrenz flankiert (Lesch, 2021, 725). Durch den Rückgang der Tarifgeltung 

geriet der Flächentarifvertrag schon seit Mitte der 1990er Jahren unter Anpassungsdruck. Auch um weitere 

Austritte aus einer Tarifbindung zu begrenzen, waren die Tarifvertragsparteien gezwungen, die Flexibilität 

des Systems durch tarifliche Öffnungsklauseln zu steigern und die Kostenbelastung einer Bindung an Tarif-

verträge durch eine stärkere Beschäftigungsorientierung zu begrenzen. In diesem Kontext spielte Außensei-

terkonkurrenz eine disziplinierende Rolle. Sie hat sich „empirisch als ein fallweise einsetzbares Instrument 

bewährt, um allokative Ineffizienzen einzuhegen“ (Lesch, 2021, 726). 

5 Fazit  
Die EU-Mindestlohnrichtlinie sieht in starken Tarifverhandlungssystemen, insbesondere auf sektoraler oder 

branchenübergreifender Ebene, eine zentrale institutionelle Rahmenbedingung zur Durchsetzung eines an-

gemessenen Mindestlohnschutzes für Arbeitnehmer. Ein angemessener Mindestlohnschutz sei umso effek-

tiver, desto höher der tarifvertragliche Geltungsbereich. Die Richtlinie räumt der positiven Koalitionsfreiheit 

einen klaren Vorrang gegenüber der negativen Koalitionsfreiheit ein. Sie hält einen tarifvertraglichen Gel-

tungsbereich von 80 Prozent für angemessen. Zudem priorisiert sie branchenspezifische oder branchenüber-

greifende Tarifverhandlungen gegenüber unternehmensbezogenen. Diese Vorgaben werden mit einer Ver-

pflichtung für alle Mitgliedstaaten verknüpft, einen „Nationalen Aktionsplan“ zu erstellen, wenn die Reich-

weite von Tarifverträgen weniger als 80 Prozent beträgt. Allerdings werden die Mitgliedstaaten nicht dazu 

verpflichtet, den Schwellenwert zu erreichen. Zudem ist strittig, ob die Mitgliedstaaten überhaupt dazu ver-

pflichtet werden können, einen Nationalen Aktionsplan zu erstellen, in dem konkrete Maßnahmen zur Stär-

kung der Tarifgeltung genannt werden. Unabhängig von diesem juristisch zu klärenden Sachverhalt stehen 

Mitgliedstaaten mit einer Tarifgeltung von weniger als 80 Prozent in einer gewissen Weise unter einem 

Rechtfertigungsdruck. Ein derartiger Eingriff sollte aber nicht nur rechtlich zulässig, sondern auch 
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ökonomisch gut begründet sein. Das betrifft die Zielsetzung ebenso wie die empfohlenen Maßnahmen. Sie 

müssen geeignet und angemessen sein. Aus einer makroökonomischen Sicht, die sich nicht allein auf vertei-

lungspolitische Wirkungen beschränkt, sind weder der vorgesehene Schwellenwert noch das Primat sektora-

ler oder branchenübergreifender Tarifverhandlungen wirklich überzeugend. Letztlich greift die EU-Mindest-

lohnrichtlinie in die nationalen Lohnfindungssysteme ein, ohne sich dabei auf eine Totalanalyse mit einer 

überzeugenden empirischen Evidenz zu stützen. 

 

Die rechtliche Ebene wurde durch eine Klage Dänemarks, der sich Schweden anschloss, durch den EuGH um-

fassend geprüft. Ein zentraler Kritikpunkt Dänemarks war, dass die EU in unzulässiger Weise in die nationale 

Lohnfindung eingreift. Diese Sichtweise wurde vom EuGH nur in wenigen Einzelpunkten bestätigt, aber nicht 

hinsichtlich der Zielsetzungen und der Vorgaben zum tarifvertraglichen Geltungsbereich. Er verwies darauf, 

dass es nicht verpflichtend sei, einen tarifvertraglichen Geltungsbereich von 80 Prozent zu erreichen. Ver-

pflichtend sei lediglich, im Falle einer Unterschreitung einen Nationalen Aktionsplan vorlegen zu müssen. 

Damit räumt das Gericht der EU auf supranationaler Ebene das Recht eines Monitorings ein. Dies mag recht-

lich zulässig sein, stellt aber eine nicht unbedenkliche Kompetenzerweiterung dar. Die rechtliche Argumen-

tation ist zudem von einer ökonomischen zu trennen. Die Frage der Regelungskompetenz mag juristisch ge-

klärt sein, ist aber ökonomisch nicht hinreichend überprüft. 

 

Das erste Problem betrifft die Vorgabe des Zielwerts von 80 Prozent. Damit wird der positiven Koalitionsfrei-

heit ein deutlicher Vorrang gegenüber der negativen Koalitionsfreiheit eingeräumt. Ein allgemein anzustre-

bender optimaler Tarifbindungs- oder Tarifgeltungsgrad lässt sich aber weder theoretisch noch empirisch 

ermitteln. Er wird aus der normativen Zielsetzung heraus begründet, eine hohe Tarifgeltung führe zu mehr 

Fairness und weniger Ungleichheit. Tatsächlich zeigen empirische Studien, dass eine hohe Tarifgeltung mit 

einer flacheren Lohnstruktur einhergeht – Löhne mithin nivelliert. Zudem zahlen tarifgebundene Unterneh-

men im Schnitt etwas höhere Löhne als nicht tarifgebundene. Das Regelungsziel einer Verbesserung des Min-

destschutzes von Arbeitnehmern wird jedoch verfolgt, ohne die ökonomischen Folgen einer höheren Tarif-

geltung zu diskutieren. Es stellt sich die Frage, wie sich Systeme anpassen, deren Tarifgeltung deutlich unter 

80 Prozent liegt. Mögliche negative externe Effekte auf den Arbeitsmarkt, die Wettbewerbsfähigkeit von klei-

nen und mittleren Unternehmen oder das allgemeine Preisniveau müssten in eine Beurteilung des anzustre-

benden Tarifgeltungsgrads einfließen. Stattdessen dominiert eine rein verteilungspolitische Zielsetzung, die 

allokative Begleiterscheinungen ausblendet. Durch diese partialanalytische Vorgehensweise werden elemen-

tare ökonomische Transmissionsmechanismen außer Acht gelassen.  

 

Zudem wird nicht näher diskutiert, auf welche Weise eine höhere Tarifgeltung erreicht werden kann. Soll es 

über eine administrative Erstreckung geschehen oder über eine Stärkung der originären Tarifbindung, indem 

die Tarifvertragsparteien ihre Organisationsstärke steigern? Hier stellt sich die Frage, welche Auswirkungen 

die politische Festlegung eines bestimmten Zielwerts der Reichweite tarifvertraglicher Regelungen auf den 

autonomen Lohnfindungsprozess hat. Üblicherweise sind Tarifvertragsparteien für die Aushandlung von Löh-

nen und sonstigen Arbeitsbedingungen zuständig. Es hängt von ihrer Stärke ab, wie groß der Geltungsbereich 

der von ihnen geschlossenen Tarifverträge ist. Wo Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften kaum Mitglie-

der haben, ist auch die Reichweite der Tarifverträge gering. Soll die Reichweite erhöht werden, müssten die 

Akteure entweder ihre Mitgliederbasis stärken oder staatliche Maßnahmen zur Ausweitung des Geltungsbe-

reichs von Tarifverträgen ergriffen werden. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass eine Erhöhung der tarifver-

traglichen Reichweite nicht unbedingt die durch eine Mitgliedschaft in Arbeitgeberverbänden und Gewerk-

schaften erzeugte originäre Tarifbindung stärkt. Kommt es zu einer administrativen Ausweitung der 
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Tarifgeltung, ohne dabei die originäre Tarifbindung zu stärken, werden die negativen Wirkungen sektoraler 

Tarifverhandlungen in Form von gewerkschaftlich durchgesetzten „Monopolrenten“ oder „Lohnprämien“ auf 

tarifungebundene Betriebe erstreckt, ohne dass die potenziell positiven Wirkungen einer „Voice-Option“, die 

Gewerkschaften den Arbeitnehmern anbieten, zur Geltung kommen können. Zudem ist ein Primat der posi-

tiven Koalitionsfreiheit gegenüber der negativen Koalitionsfreiheit nicht überall in der EU gegeben und es 

kann auch von Land zu Land eine unterschiedliche Relation zwischen den beiden Freiheiten sinnvoll sein. In 

einem bilateralen Lohnkartell sind die Löhne eben nicht in dem Sinne markträumend, dass sie Arbeitsangebot 

und Arbeitsnachfrage zum Ausgleich bringen. Außenseiterkonkurrenz ist daher wichtig, um die negative Kar-

tellwirkung abzuschwächen. Entsprechend sollte die Höhe des Tarifbindungsgrads berücksichtigen, ob die 

Arbeitslosigkeit hoch oder gering ist.  

 

Das zweite Problem besteht in der Priorisierung sektoraler oder branchenübergreifender Verhandlungen. 

Lohnfindungssysteme entwickeln sich pfadabhängig. Neben dezentralen oder sektoralen Verhandlungen 

sind auch zweistufige Verhandlungsmodelle denkbar, bei denen auf verschiedenen Ebenen verhandelt wird. 

Weder theoretisch noch empirisch lässt sich überzeugend eine Überlegenheit sektoraler oder branchenüber-

greifender Tarifverhandlungen feststellen. Zudem sollte hinterfragt werden, ob die von der OECD betonte 

Vorteilhaftigkeit organisiert dezentralisierter Systeme, die gut koordiniert sind, empirisch belastbar ist. Be-

reits Aidt/Tzannatos (2008, 278) betonten in Bezug auf ihre Analyse, dass der statistisch messbare Einfluss 

von Koordination je geringer ausfällt, desto mehr länderspezifische Unterschiede in der Wirtschaftspolitik als 

Kontrollvariablen in die Regressionsgleichung einfließen. Zwar berücksichtigt auch die OECD in ihren Model-

len eine Reihe von wirtschaftspolitischen Reformen als Kontrollvariablen. Fraglich bleibt jedoch, ob damit die 

Heterogenität wirtschaftspolitischer Systeme ausreichend erfasst ist und inwieweit die Vorteilhaftigkeit spe-

zifischer Systeme tatsächlich auf die untersuchten Unterschiede zurückgeführt werden können (OECD, 

2018b, 82).  

 

Es besteht daher kein Anlass, eine supranationale Instanz, die sektorale und branchenübergreifende Ver-

handlungen bevorzugt, mit einem Monitoring der Lohnfindungssysteme zu beauftragen. Dezentrale Ver-

handlungssysteme oder Lohnfindungssysteme mit hoher Außenseiterkonkurrenz geraten so unter einen 

Rechtfertigungszwang. Im schlimmsten Fall wird der Wettbewerb der Systeme behindert. Zudem fehlt ein 

klares Bekenntnis zur Stärkung der Tarifvertragsparteien selbst. Es macht einen Unterschied, ob der Staat 

Tarifverträge über das Instrument der Allgemeinverbindlichkeit auf Außenseiter erstreckt oder die Tarifver-

tragsparteien selbst dazu in der Lage sind, einen ausreichenden tarifvertraglichen Geltungsbereich durchzu-

setzen. Gerade kleine und mittlere Unternehmen scheuen oft vor einer Tarifbindung zurück, weil Regelungen 

ungeeignet oder zu komplex sind. Es ist damit ureigene Aufgabe der Tarifvertragsparteien, tarifliche Rege-

lungen so zu gestalten, dass sie auch für kleine und mittlere Unternehmen umsetzbar sind. 

 

Die EU-Mindestlohnrichtlinie verfolgt allein verteilungspolitische Zielsetzungen. Allokationspolitische Zielset-

zungen wie die Förderung der Beschäftigung werden in der Richtlinie nur am Rande erwähnt. Die Analyse 

der staatlichen Rahmensetzung für die Lohnfindung zeigt jedoch am Beispiel Deutschlands, dass eine Regie-

rung durchaus Grund hat, allokative Zielsetzungen in den Vordergrund zu rücken. Dabei fungiert die Außen-

seiterkonkurrenz als wichtige Stellschraube. Durch einen restriktiven oder extensiven Gebrauch des Instru-

ments der Allgemeinverbindlichkeit kann eine Regierung den Grad der Außenseiterkonkurrenz beeinflussen. 

Bei hoher Arbeitslosigkeit wird Außenseiterkonkurrenz durchaus toleriert, während bei geringer Arbeitslo-

sigkeit eher Verteilungsziele verfolgt werden und die Außenseiterkonkurrenz zurückgedrängt wird. Im Rah-

men des Monitorings der Nationalen Aktionspläne können allokative Zielsetzungen unter 
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Rechtfertigungsdruck geraten, sobald sich eine Regierung zur Durchsetzung allokativer Ziele auch einer hö-

heren Außenseiterkonkurrenz bedienen will und dazu etwa weniger Tarifverträge für allgemeinverbindlich 

erklärt. Damit wird der Instrumentenkasten der nationalen Regierungen beschränkt, eine hohe Arbeitslosig-

keit zu bekämpfen. Nationale Aktionspläne müssen zudem darauf gerichtet sein, die Eigenverantwortung der 

Tarifvertragsparteien zu stärken. Indem die Tarifvertragsparteien Löhne und Arbeitsbedingungen festlegen, 

die eine breite Akzeptanz finden, werden diese direkt über eine Tarifbindung oder indirekt über eine Tarif-

orientierung übernommen. 

 

Die Bundesregierung hat im Juli 2025 ein Konsultationsverfahren für einen „Nationalen Aktionsplan zur För-

derung von Tarifverhandlungen“ eingeleitet und die Sozialpartner um Stellungnahme gebeten. Die einge-

reichten Stellungnahmen wurden im September 2025 auf der Homepage des BMAS veröffentlicht.  

 

Bisher (Stand: Juni 2026) wurden folgende gesetzgeberische Maßnahmen umgesetzt, die das Ziel einer Stär-

kung der Tarifbindung verfolgen sollen: Bereits im Dezember 2025 wurde mit Wirkung zum 1. Januar 2026 

die steuerliche Absetzbarkeit des Gewerkschaftsbeitrags verbessert. Vorgesehen ist, dass der Gewerkschafts-

beitrag zusätzlich zum Pauschbetrag (in Höhe von 1.230 Euro) vollständig als Werbungskosten veranschlagt 

werden kann. Bisher flossen die Gewerkschaftsbeiträge in den Pauschbetrag ein. Mit dieser Maßnahme setzt 

die Bundesregierung an einer Erhöhung der originären Tarifbindung an, da sich durch die bessere Absetzbar-

keit die Kosten-Nutzen-Relation einer Mitgliedschaft ändert. Allerdings beseitigt diese Regelung nicht das 

grundlegende Trittbrettfahrerproblem, mit dem die Gewerkschaften zu kämpfen haben. Dadurch, dass ein 

tarifgebundener Betrieb einen Tarifvertrag in der Regel auch bei nicht organisierten Mitarbeitern anwendet, 

entsteht für diese ein Anreiz, den Mitgliedsbeitrag zu sparen. Insgesamt dürfte von einer besseren steuerli-

chen Absetzbarkeit des Gewerkschaftsbeitrags nur geringe Wirkungen auf die Beitrittsbereitschaft von Ar-

beitnehmern ausgehen. 

 

Seit Mai 2026 gilt das sogenannte Bundestariftreuegesetz (BTTG). Das BTTG sieht vor, dass das Bundesminis-

terium für Arbeit und Soziales die einschlägigen tariflichen Arbeitsbedingungen für die jeweilige Branche per 

Rechtsverordnung festlegt. Auftragnehmer müssen sich bei der Ausführung öffentlicher Aufträge des Bundes 

dazu verpflichten, diese Vorgaben einzuhalten (BMAS, 2026). Das BTTG gilt für öffentliche Aufträge ab einem 

Wert von 50.000 Euro. Bei besonders innovativen Start-ups liegt die Schwelle in den ersten vier Jahren nach 

ihrer Gründung bei 100.000 Euro. Durch diese Regelungen sollen vermeintliche „Nachteile tarifgebundener 

Unternehmen im Wettbewerb um öffentliche Aufträge und Konzessionen des Bundes“ beseitigt und „ein 

Verdrängungswettbewerb“ (ebd.) über die Arbeitskosten eingeschränkt werden. Ob diese Maßnahme den 

Geltungsbereich von Tarifverträgen oder die originäre Tarifbindung erhöhen wird, ist unklar. Eine höhere 

Tarifgeltung wäre zu erwarten, wenn zuvor tariflose Unternehmen erneut einen Auftrag übernehmen wür-

den. Hier stellt sich die Frage, ob die Tarifstandards nur im Rahmen der öffentlichen Auftragsvergabe einge-

halten werden oder ob sich das Unternehmen einer generellen Tarifbindung unterzieht. Letzteres scheint 

eher unwahrscheinlich, da im Bereich der privaten Auftragsvergabe weiterhin keine Tarifstandards eingehal-

ten werden müssen. Übernehmen schon zuvor tariftreue Unternehmen öffentliche Aufträge, blieben die Ta-

rifgeltung und die originäre Tarifbindung unverändert. Ein spürbarer Effekt auf Tarifgeltung und Tarifbindung 

ist eher nicht zu erwarten, wie aus den Wirkungen verschiedener Landestariftreuegesetze hervorgeht 

(Bach/Lesch, 2026).  

 

Darüber hinaus sieht der Koalitionsvertrag von Union und SPD die Schaffung eines digitalen Zugangsrechts 

von Gewerkschaften in die Betriebe vor (CDU/CSU/SPD, 2025, 19). Mit diesem soll das bestehende 
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Zugangsrecht der Gewerkschaften um einen digitalen Zugang ergänzt werden, der ihren analogen Rechten 

entspricht. Nach analogem Recht können Gewerkschaftsvertreter einen Betrieb betreten, um Wahlen vorzu-

bereiten, Mitglieder zu informieren oder auch Mitglieder zu werben. Voraussetzung ist, dass mindestens ein 

Arbeitnehmer des Betriebs Mitglied einer Gewerkschaft ist und nicht zwingende betriebliche Interessen 

(etwa strenge Sicherheitsvorschriften, Wahrung von Betriebsgeheimnissen oder Störungen des Arbeitsfrie-

dens) entgegenstehen. Bisher wurde dieses Vorhaben noch nicht umgesetzt. Im Dezember 2025 bestätigte 

die Bundesregierung, dass sie an diesem Ziel festhalte und derzeit prüfe, „wie der Auftrag aus dem Koaliti-

onsvertrag gesetzlich umgesetzt werden kann“ (Deutscher Bundestag, 2025, 2). Das digitale Zugangsrecht 

würde die Möglichkeiten der Gewerkschaften zur Mitgliedergewinnung verbessern. Insofern ist es geeignet, 

die originäre Tarifbindung zu stärken. Gerade in Betrieben, die mobiles Arbeiten ermöglichen, würden sich 

die Voraussetzungen der Gewerkschaften verbessern, Mitarbeiter zu informieren und zu erreichen. Das oben 

beschriebene Trittbrettfahrerproblem bleibt auch hier bestehen, sodass auch ein verbessertes Zugangsrecht 

nur einen beschränkten Einfluss auf die Organisationsentwicklung der Gewerkschaften haben dürfte. 

 

Zusammenfassend zielen zwei Maßnahmen (Verbesserung der steuerlichen Absetzbarkeit des Gewerk-

schaftsbeitrags sowie das digitale Zugangsrecht für Gewerkschaften) auf eine Stärkung der originären Ta-

rifbindung ab, was grundsätzlich der richtige Ansatz ist, auch wenn von beiden Maßnahmen kein nennens-

werter Effekt erwartet werden kann. Eine Stärkung der originären Tarifbindung ist grundsätzlich immer einer 

Stärkung der tarifvertraglichen Reichweite durch Allgemeinverbindlicherklärung vorzuziehen, weil damit 

auch die positiven „Voice“-Wirkungen gefördert werden. Das BTTG dürfte ebenfalls keine spürbare Wirkung 

auf die originäre Tarifbindung haben. Es stellt aber eine bessere Alternative als die zwangsweise Erstreckung 

von Tarifverträgen auf tariflose Außenseiter dar, weil es die Außenseiterkonkurrenz weniger zurückdrängt. 

Gerade bei sektoralen Tarifverhandlungen stellt Außenseiterkonkurrenz ein zentrales Element der Diszipli-

nierung von Gewerkschaften und Lohnverhandlungen dar. 
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